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ILO Internationale Arbeitsorganisation
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Office fédéral de I'environnement

Secrétariat d'Etat a I'économie

Commission des finances du Conseil national

Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
Organisation pour la sécurité et la coopération en Europe
Organisation de libération de la Palestine

Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats
Office fédeéral des assurances sociales

Organisation non gouvernementale

Commission de I'économie et des redevances du Conseil des Etats
Organisation de coopération et de développement économiques
Office fédéral de I'énergie

Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil des
Etats

Office fédéral du développement territorial
assurance-chdmage

Commission de politique extérieure du Conseil national
Commission des finances du Conseil des Etats

Union européenne

Département fédéral de I'économie, de la formation et de la recherche
Cour européenne des droits de I'hnomme

Agence internationale de I'énergie atomique

Loi sur les finances

Direction du développement et de la coopération
Office fédéral de |'aviation civile

Fonds d'infrastructure ferroviaire

Administration fédérale des contributions

Radio Télévision Suisse

Département fédéral des affaires étrangeres
L'Organisation du traité de I'Atlantique nord

Groupe des vingt

Haut Commissariat des Nations unies pour les réfugiés
Direction de la coopération au développement et de I'aide humanitaire
Conférence sur la sécurité et la coopération en Europe
Revenu national brut

Organisation internationale du travail

Comité international de la Croix-Rouge

Union des Républiques Socialistes Soviétiques

Département militaire féderal,
aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)

Loi fédérale sur les étrangers et I'intégration
Swiss Investment Fund for Emerging Markets
Moyen-Orient et I'Afrique du Nord

,(Mde )publique au développement par rapport au revenu national brut
RNB
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STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.02.2011
MARC BUHLMANN

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.03.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Image der Schweiz im Ausland

Die vom New Yorker Konsumentenforschungsinstitut GfK jahrlich durchgefiihrte Studie
zum Image von 50 Léndern weist die Schweiz auf Rang 8 aus. Das EDA bezeichnet
diesen Rang in Anbetracht der negativen Schlagzeilen zur UBS-Affare als
ausgezeichnetes Ergebnis. Als grosste Starken der Schweiz betrachtet die Studie das
Engagement fur die Umwelt, die Lebensqualitdt und die Respektierung politischer
Rechte. Hingegen scheint das Image der Bevdlkerung von einigen Landern eher negativ
beurteilt worden zu sein. In Deutschland, Frankreich, der Tiirkei und Agypten rutschte
dieser Indikator im Vergleich zum Vorjahr stark ab. Dies durfte auf die auch
international  stark  wahrgenommenen  Abstimmungsresultate - etwa  zur
Minarettinitiative - zurlckzuflihren sein. Angefihrt wird die Rangliste von den USA,
Deutschland und Frankreich. '

Stimmung in der Bevélkerung

Im achten jahrlich erscheinenden World Happiness Report rangierte die Schweiz fur
die Ausgabe 2020 auf Platz drei, nachdem sie im letzten Jahr auf den sechsten Rang
gerutscht war. Erneut teilte sie sich die vordersten Platze mit skandinavischen Landern,
unter den Top Ten befanden sich zudem Neuseeland sowie das Nachbarland
Osterreich. Deutschland belegte den 17., Frankreich den 23. und ltalien den 30. von
insgesamt 153 Platzen. Auf den letzten Platzen landeten viele von Kriegen und Konflikten
besonders betroffene Lander wie Afghanistan (153.), Stidsudan (152.), Jemen (146.) oder
die Zentralafrikanische Republik (149.), aber ebenso Staaten in Friedenszeiten wie
Indien (144.) oder Ruanda (150.). Nicht auf der Liste befand sich etwa das
Blrgerkriegsland Syrien. Wie auch bereits im letzten Jahr am meisten Punkte
hinzugewonnen hat das subsaharische Land Benin, welches neu auf dem 86. Platz und
damit erneut im Mittelfeld liegt. Im Jahr 2015 lag das Land noch auf dem 155. und somit
beinahe letzten Platz.

In die Bewertung flossen wie jedes Jahr verschiedene Kriterien mit ein: Nebst
Wohlstand, Korruption oder Lebenserwartung wurde auch eruiert, inwiefern die
Menschen in den untersuchten Landern bei Schwierigkeiten («trouble») von der
Gesellschaft unterstitzt wurden, in welchem Masse sie Entscheidungs- und
Meinungsfreiheiten genossen und auch, welche Emotionen sie in den letzten Tagen
fuhlten, welchen Tatigkeiten sie nachgingen und wofur sie Geld ausgaben.

Vermehrt Beachtung erhielten in der diesjahrigen Ausgabe ferner Auswirkungen
sozialer und natirlicher Umweltfaktoren. Betrachtet wurden die Unterschiede zwischen
ruralen und urbanen Wohngebieten, die Bevolkerungsdichte, Luftqualitat,
Auswirkungen des Klimawandels (Wetterextreme) oder auch, ob Zeit in der Natur -
beispielsweise mit Wandern, Baden oder Gartnern - verbracht wurde. Zumindest vom
letztgenannten Kriterium hétte die Schweiz als Wander- und Seenland auf der Rangliste
profitieren kénnen, doch erfolgte die Untersuchung der Umweltfaktoren in einem
separaten Kapitel und ohne Punktewertung.

Nicht miteinbezogen in den World Happiness Report wurden Auswirkungen des
Coronavirus, der Untersuchungszeitraum reichte nur bis ins Jahr 2019. ?
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GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 17.12.2013
NADJA ACKERMANN

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 21.05.2014
NADJA ACKERMANN

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 06.03.2021
KARIN FRICK

Rechtsordnung
Rechtshilfe

Im Jahr 2013 konnten die CHF 5 Mio. Duvalier-Gelder an Haiti zuriickerstattet werden.
Die Angehdrigen des ehemaligen Staatsprasidenten hatten keine Beschwerde gegen das
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts eingereicht. Auf drei Jahre weiterhin gesperrt
bleiben jedoch die CHF 760 Mio. aus Tunesien und Agypten, die im Zuge des Arabischen
Frihlings auf Schweizer Bankkonten eingefroren worden waren. *

Die Sperrung und Rlckerstattung unrechtmassig erworbener Vermogenswerte
auslandischer, politisch exponierter Personen soll sich klnftig auf eine gesetzliche
Grundlage stltzen kénnen. Im Mai 2014 verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zu
einem entsprechenden Gesetzesentwurf, dessen Ausarbeitung auf eine im Kontext des
Arabischen Frihlings Uberwiesene Motion Leutenegger Oberholzer (sp, BL) zurlickging.
Hatte sich der Bundesrat bei den Vermogenssperrungen gegen Personen aus dem
Umfeld der gestlrzten Prasidenten Ben Ali (Tunesien) und Mubarak (Agypten) noch auf
die Verfassung gestutzt, soll in Zukunft ein eigenes, die bisherige Praxis
zusammenfassendes Bundesgesetz die Voraussetzungen fiir die Anordnung der
Sperrung, Einziehung und Riickerstattung von Potentatengeldern regeln. Der
Gesetzesentwurf ist Teil der seit den 1980er Jahren laufenden, proaktiven
Ruckerstattungspolitik und zielt unter anderem auf die Wahrung der Reputation des
schweizerischen Finanzplatzes und die Bekampfung der Straflosigkeit. *

Grundrechte

Mitte Januar 2021 startete mit Medienkonferenzen sowohl seitens des Initiativkomitees
als auch des Bundesrats der Abstimmungskampf zur Volksinitiative «Ja zum
Verhiillungsverbot>». In den zwei darauffolgenden Monaten bis zum
Abstimmungstermin am 7. Marz 2021 war das Thema Verhullungsverbot in der Presse
praktisch taglich prasent. Wie die Zeitungs- und Inserateanalyse zeigte, erhielt die
Volksinitiative im angegebenen Zeitraum deutlich mehr Medienaufmerksamkeit als die
beiden anderen Abstimmungsvorlagen vom 7. Méarz, das E-ID-Gesetz und das
Freihandelsabkommen mit Indonesien. Obgleich tber das Verhullungsverbot sehr viel
debattiert wurde, gab es weder flr noch gegen die Initiative eine nennenswerte
Inseratekampagne. Dies ging mit einer komplexen Gemengelage in der intensiv
gefluhrten Debatte einher: Die Grenze zwischen dem beflrwortenden und dem
ablehnenden Lager war dusserst diffus; praktisch in jeder Partei oder gesellschaftlichen
Gruppierung, die ihren Standpunkt kundtat, gab es gewichtige Stimmen, die sich fir die
jeweils gegnerische Seite starkmachten. Neben dem Egerkinger Komitee, das die
Initiative lanciert hatte, und der SVP, die sie im Parlament unterstitzt hatte, stand auf
der Pro-Seite etwa auch ein Mitte-links-Komitee aus der Westschweiz, in dem sich
unter anderen GLP-Nationalratin Isabelle Chevalley (VD), der Genfer FDP-Grossrat Jean
Romain, der Berner SP-Grossrat Mohamed Hamdaoui und alt-CVP-Nationalratin
Marlyse Dormond Béguelin (VD) fur das Verhullungsverbot engagierten. Ferner warb ein
Uberparteiliches Frauenkomitee um die Nationalratinnen Marianne Binder-Keller (mitte,
AG) und Monika Ruegger (svp, OW) sowie die Prasidentin des Forums fur einen
fortschrittlichen Islam Saida Keller-Messahli fur die Initiative. Fur ein Nein pléadierten
indes alle grossen Parteien ausser der SVP - allerdings keineswegs geschlossen -, ein
parlamentarisches Komitee unter der Federfihrung von FDP-Standerat Andrea Caroni
(AR), der  Schweizer  Tourismusverband, mehrere  Frauenverbande  und
Frauenstreikkomitees sowie diverse Akteure, die sich selbst als liberal verstanden oder
sich fur die Religionsfreiheit einsetzten, darunter die Operation Libero, Amnesty
International und verschiedene religiose Organisationen. Die grossen Abwesenden im
Abstimmungskampf waren die direkt Betroffenen, die Nikabtragerinnen selber. Wie der
Tages-Anzeiger berichtete, lag das jedoch nicht daran, dass man sie nicht hatte zu Wort
kommen lassen, sondern dass sie sich - abgesehen von zwei Interviews wahrend der
gesamten Kampagne - nicht &ussern wollten. Nach gemass eigenen Angaben
monatelanger Suche blieb der Zeitung deshalb nichts als die Erkenntnis, «dass verhullte
Frauen in der Schweiz nicht nur Kérper und Gesicht verstecken, sondern unsichtbar
und stumm bleiben».

Argumentativ bewegte sich der Abstimmungskampf auf verschiedenen Ebenen, wobei
die Beflrwortenden und die Gegnerschaft Uber weite Strecken dieselben Punkte
vorbrachten, sie aber unterschiedlich interpretierten und daher zu gegenteiligen
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Schliussen kamen. Neben der Islamdebatte und der Grundrechtsdiskussion wurde von
beiden Seiten aus feministischer, sicherheitspolitischer, staatspolitischer und
empirischer Warte argumentiert. Wenngleich der Initiativtext keinen Bezug zur
islamischen Gesichtsverschleierung herstellte, war beiden Seiten klar, dass sie sich vor
allem gegen jene richtete. In der Presse war daher meist vom «Burkaverbot» oder von
der «Anti-Burka-Initiative» die Rede, obwohl in der Schweiz - wenn Uberhaupt -
ausschliesslich der Nikab zu sehen sei, wie eine im Abstimmungskampf viel zitierte
Studie der Universitat Luzern feststellte. Wahrend das Contra-Lager die Initiative als
anti-islamisch und diskriminierend gegentber Musliminnen verstand, sah die Pro-Seite
sie als Mittel zum Kampf gegen den radikalen Islam und den Islamismus. Die
Religionsfreiheit der Musliminnen tangiere die Initiative nicht, weil die Verschleierung
nicht vom Islam verlangt werde, sondern ein kultureller Ausdruck fur die Unterdrickung
der Frau sei; sie kdnne daher nicht als Ausliibung der persdnlichen Freiheit gewertet
werden. Vielmehr sei die Vollverschleierung sexistisch und entwirdigend, weil sie die
Frauen im oOffentlichen Leben unsichtbar mache und entmenschliche. Die
muslimischen Frauen mussten davor bewahrt werden, weil sie sich mit Gesichtsschleier
nicht in die Schweizer Gesellschaft integrieren kdnnten. Die Gegenseite betonte, dass
sich die Nikabtragerinnen in der Schweiz in der Regel aus religidser Uberzeugung
freiwillig verschleierten und nicht befreit werden mussten - im Gegenteil: Soziologische
Studien aus Frankreich zeigten, dass die Verschleierung von den strengglaubigen
Musliminnen im westlichen Kulturkreis als antikonformistischer, emanzipatorischer Akt
verstanden werde. In Frankreich habe das Verbot den Gesichtsschleier sogar popularer
werden lassen, weil er jetzt auch als Ausdruck des Protests getragen werde. Zudem sei
es sexistisch und paternalistisch, den Frauen vorzuschreiben, wie sie sich zu kleiden
hatten und ihnen die freie Entscheidung fir den Schleier nicht zuzutrauen. Falls eine
Frau den Schleier tatsachlich unter Zwang trage, kriminalisiere das Verbot Uberdies das
Opfer und wirke kontraproduktiv, indem es die betroffenen Frauen zuhause einsperre
und erst recht aus der Gesellschaft ausschliesse. Dass es gemass der Studie der
Universitat Luzern in der Schweiz nur 20 bis 30 vollverschleierte Frauen gebe, gab dem
ablehnenden Lager Anlass, das Anliegen als unndtige Symbolpolitik zu bezeichnen. Fur
die BeflUrworterinnen und Beflrworter war die Gesichtsverhillung jedoch eine
Prinzipienfrage und auch in noch so kleinen Zahlen nicht tolerierbar. Sie sahen sich im
Motto «Wehret den Anfangen» bestarkt und forderten, jetzt zu handeln, solange es
noch nicht zu spét sei.

Weiter hob die Pro-Seite hervor, dass die Identifizierbarkeit von Personen
sicherheitsrelevant sei. Das Verhillungsverbot schiitze die Gesellschaft somit auch vor
vermummten  Kriminellen wie zum Beispiel Hooligans oder gewalttatigen
Demonstrierenden. Dem setzte die Gegenseite entgegen, dass es in fiinfzehn Kantonen
bereits verboten sei, sich bei Demonstrationen und Sportveranstaltungen zu
vermummen. (Als erster Kanton hatte Basel-Stadt 1990 ein solches Verbot eingeflhrt.)
Ausserdem verhindere das Verhillungsverbot - anders als von den Initianten schon bei
der medienwirksamen Lancierung der Initiative suggeriert - keine Terroranschlage.
Daflr brauche es strafrechtliche und praventiv-polizeiliche Massnahmen, denn allein
durch ein Verhillungsverbot wirden radikalisierte Islamisten und Islamistinnen «nicht
plétzlich zurlck in die Mitte der Gesellschaft finden», wie es der «Sonntags-Blick»
formulierte. In anderen Kontexten, etwa in winterlicher Kélte, an der Fasnacht oder in
der Pandemiesituation, sei die Verhullung zudem auch flr die Initiantinnen und
Initianten kein Problem, wie die im Initiativtext enthaltenen Ausnahmen zeigten.

Auf der staatspolitischen Ebene drehte sich die Diskussion um die Frage, ob das
Verhullungsverbot in die Bundesverfassung gehoére. Wahrend die Contra-Seite es
ablehnte, Kleidervorschriften in die Verfassung zu schreiben, sah das Pro-Lager dies als
gerechtfertigt an, weil es eben nicht um eine blosse Kleidervorschrift gehe, sondern um
einen Grundsatz der liberalen und demokratischen Gesellschaft: In der Offentlichkeit
das Gesicht zu zeigen und dasjenige des Gegenlbers zu sehen, sei fundamental fir das
Zusammenleben. Diese Begrindung hatte auch den EGMR wvon der
menschenrechtlichen Zulédssigkeit des Verhullungsverbots in Frankreich tberzeugt, als
dieses in Strassburg vergeblich angefochten worden war. Darlber, ob die seit Monaten
geltende Maskenpflicht aufgrund der Corona-Pandemie dieses Argument ad absurdum
flhre oder ob sie gerade beweise, dass es das Verhullungsverbot fir das Funktionieren
der zwischenmenschlichen Beziehungen brauche, wurden sich die beiden Lager nicht
einig. Derweil war das gegnerische Lager der Ansicht, es sei gerade hochst illiberal,
etwas zu verbieten, das niemandem schade, nur weil es auf Ablehnung stosse. Auch der
Bundesrat argumentierte hauptsachlich staatspolitisch: Ein nationales
Verhullungsverbot greife in die Souveranitat der Kantone ein, denen die Polizeihoheit
obliege. Das Tessin und St. Gallen hatten bereits ein VerhUllungsverbot eingefiihrt,
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INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 30.12.1980
REGINA ESCHER

wahrend andere Kantone ein solches explizit abgelehnt hatten. Diese Entscheide seien
zu respektieren. Die Beflirwortendenseite argumentierte indessen, dass die Regelung
einer solch fundamentalen gesellschaftlichen Frage nicht den Kantonen Ulberlassen
werden durfe. Dass die Gesichtsverhillung in vielen anderen européischen Landern -
darunter Belgien, Bulgarien, Danemark, Frankreich, Lettland und Osterreich - und sogar
einigen arabischen Staaten wie Agypten, Marokko, Senegal oder Tunesien verboten -
und im Falle von Frankreich das Verbot explizit vom EGMR als menschenrechtskonform
bestatigt - sei, wertete die Pro-Seite als Zeichen der Legitimitat ihres Anliegens. Sie
betonte zudem die guten Erfahrungen, welche die Kantone Tessin und St. Gallen damit
gemacht hatten. Weder im Tessin noch in den bei arabischen Géasten beliebten
Osterreichischen Ferienorten habe sich das Verhullungsverbot negativ auf den
Tourismus ausgewirkt, wie es der Tourismusverband beflrchtete. Die Contra-Seite hob
hingegen hervor, dass im Tessin und in St. Gallen praktisch keine Verstosse gegen das
Verbot registriert wirden, was bestatige, dass es sich nur um ein Scheinproblem
handle. In diesem Zusammenhang war in den Augen der Beflrworterinnen und
BeflUrworter auch Justizministerin Karin Keller-Sutter, die sich im Namen des
Bundesrats gegen das Verhullungsverbot aussprach, nicht glaubwdirdig, weil sie in St.
Gallen als ehemalige Polizeidirektorin genau ebendieses eingefliihrt habe. Gleichzeitig
attestierten die Gegnerinnen und Gegner dem Egerkinger Komitee und der SVP ein
Glaubwdurdigkeitsproblem, weil sie ihnen ihr Engagement fur Frauenrechte nicht
abkauften.

Neben der Initiative selbst sorgte auch der indirekte Gegenvorschlag, der bei
Ablehnung der Initiative automatisch in Kraft treten wirde, fir einige Diskussionen. Die
Initiativgegnerinnen und -gegner waren der Ansicht, der Gegenvorschlag regle mit der
gesetzlichen Pflicht, zur Identifizierung vor Behdérden das Gesicht zu zeigen, alles
Notige. Ausserdem leiste er - im Gegensatz zum Verhullungsverbot - einen
tatsachlichen Beitrag an die Stérkung der Frauenrechte und die bessere Integration von
auslandischen Frauen in die Gesellschaft. Die Initianten argumentierten hingegen, der
Gegenvorschlag l6se das eigentliche  Problem nicht und wer keine
«Gleichstellungsoffensive» («Weltwoche») wolle, miisse mit der Annahme der Initiative
den Gegenvorschlag verhindern.

Die durchgefliihrten Umfragen attestierten der Initiative von Anfang an gute Chancen.
Nachdem Ende Januar eine klare Ja-Mehrheit von 63 Prozent (Tamedia) bzw. 56
Prozent (SRF) resultiert hatte, legte die Nein-Kampagne im Folgenden etwas zu. Zwei
Wochen vor der Abstimmung bekundeten noch 59 bzw. 49 Prozent der Befragten eine
Ja-Stimmabsicht. Wahrend die Parteibasis der SVP durchwegs zu rund 90 Prozent ja
stimmen wollte, zeigten sich die Anhéngerschaften von FDP, Mitte und GLP gespalten -
hier konnte das Nein-Lager im Verlauf der Kampagne Boden gutmachen. Auch im linken
Lager traf das Anliegen immerhin bei rund 30 Prozent der Befragten auf Wohlwollen. °

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Des tensions croissantes ont caractérisé la situation internationale en 1980, tant dans
les relations Nord-Sud qu'Est-Ouest. L'écart de niveau de vie entre les pays
industrialisés et ceux du tiers monde prend des proportions inquiétantes et I'on ne
peut ignorer les appels, qui préconisent un transfert massif des ressources et un nouvel
ordre économique mondial. Aprés I'invasion de I'Afghanistan par I'Union soviétique, la
confrontation entre les deux grands de I'Est et de I'Ouest s'est accentuée.

La politique étrangére prend une importance toujours plus grande en raison, d'une
part, du climat politique menacant & I'échelle mondiale et, d'autre part, de
I'interdépendance croissante des Etats qui s'accentue. Les Grandes lignes de la
politique gouvernementale pour la législature de 1979 a 1983 (MCF 80.001) tiennent
compte de cette évolution puisqu'elles accordent aux relations avec |'étranger une
place plus en vue que par le passé. C'est précisément en relation avec cette nouvelle
appréciation de la politique étrangére que I'on doit juger le nouveau style de direction
du DFAE, voulu par le conseiller fédéral Aubert. Pour la Suisse, qui n'est pas membre
des Nations Unies, cet engagement plus marqué se reflete surtout et naturellement
dans des relations bilatérales plus intenses, nouées notamment a I'occasion des
voyages qu'effectue notre ministre des affaires étrangéres, par exemple au Portugal, en
Roumanie, en Suéde, Finlande, Yougoslavie et Angleterre, ainsi que lors des visites en
Suisse de représentants de pays étrangers. Ces nombreux voyages du chef de notre
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diplomatie, cette année, ont été d'autant moins critiqués que la visite & Moscou, qui
était prévue, a été radiée du programme de M. Aubert, ce qui a supprimé une pierre
d'achoppement.

(c.f. aussi: Relations bilatérales avec I'URSS)

Le postulat (Po. 79.370) Barchi (prd, TI) a été une conséquence de la discussion
concernant la réactivation de notre politique étrangere. Il a proposé de repenser la
répartition des attributions entre I'exécutif et le législatif, compte tenu de notre
politique étrangere qui est aujourd'hui plus engagée que par le passé. Le Conseil
national n'a accepté ce postulat que partiellement.

Depuis le premier septembre, I'ambassadeur Probst assume la charge de Secrétaire
d'Etat du DFAE. Comme successeur de I'ambassadeur Weitnauer, il est le numéro deux
du département. Ce changement au sommet de la hiérarchie a provoqué, au début de
|'année, de vives discussions dans la presse et I'opinion publique, cela d'autant plus que
I'information officielle a été bien maigre a ce sujet. Le bruit selon lequel M. Weitnauer
avait offert l'asile en Suisse au shah d'lran n'a pas cessé, méme apres le démenti du
Conseil fédéral. La plupart des observateurs ont attribué la mise a la retraite anticipée
de ce haut fonctionnaire, distingué et méritant, a des divergences d'ordre personnel
avec M. Aubert. La presse bourgeoise a jugé scandaleuse la politique du ministre des
affaires étrangéres en matiere de personnel et a parlé d'un «cas Aubert». Dans une
interpellation urgente, le groupe parlementaire UDC du Conseil national a demandé si
le fait de se séparer de M. Weitnauer inaugurait un changement de notre politique
étrangere dans le sens d'une nouvelle dynamique. Dans sa réponse, M. Aubert a relevé
que le choix des hauts fonctionnaires incombe au Conseil fédéral. Celui-ci doit
s'entourer de collaborateurs qui sont, a ses yeux, les plus capables d'exercer leur
fonction. Il n'y a pas lieu de s'attendre & un changement d'orientation de la politique
étrangére. ¢

Lors de ses différentes interventions devant les Chambres, R. Felber décrivit également
I'aide humanitaire apportée par la Confédération en faveur des personnes déplacées a
cause du conflit. Cette aide fut relativement conséquente — 10 millions de francs — et
regroupa les forces de plusieurs organisations dont le CICR, la Ligue des Sociétés de la
Croix-Rouge et du Croissant-Rouge mais aussi le Corps suisse d'aide en cas de
catastrophe et la Direction pour I'aide humanitaire et la coopération technique (DDA).
Parmi les actions entreprises figurerent notamment des dons a ces différents
organismes ainsi qu'un soutien aux victimes bloquées en Jordanie (financement du
rapatriement par avion, aides sur le terrain). La Suisse désire aussi, selon le conseiller
fédéral, participer a I'aide internationale qui sera probablement octroyée aux trois pays
directement touchés par la crise du Golfe persique (Egypte, Jordanie, Turquie) afin de
compenser leurs pertes économiques. ’

Les Chambres fédérales ont voté un crédit de 130 millions de francs pour financer une
action internationale, sous la direction de la Banque mondiale, en faveur des pays les
plus touchés par les retombées de la crise du Golfe, & savoir la Jordanie, la Turquie et
I'Egypte. En effet, I'invasion du Koweit et I'embargo décrété par les Nations Unies a
I'encontre de I'lrak ont eu de graves conséquences économiques sur ces trois pays:
arrét des exportations, interruption des transferts financiers de leurs ressortissants
travaillant au Koweit ou en Irak et afflux de réfugiés. Plusieurs députés se sont opposés
a l'aide en faveur de la Turquie, en raison des violations des droits de I'hnomme qui se
produisent régulierement dans ce pays; d'autres ont critiqué celle en faveur de la
Jordanie en raison de son attitude favorable & I'lrak lors de la crise du Golfe. Une
proposition socialiste demandant I'exclusion de la Turquie de |'aide a été rejetée a une
large majorité par le Conseil national. D'autres membres de la commission ont
demandé qu'lsraél bénéficie aussi de I'aide suisse, étant donné qu'il a aussi été touché
par la guerre. Mais, aprés que O. Stich a précisé qu'lsraél n'avait pas souffert de
I'embargo vis-a-vis de l'lrak, cette proposition a été retirée. De toute maniére, en
raison du caractere international de I'action sous I'égide de la Banque mondiale, il
n'était pas possible de lier la contribution de la Suisse a certaines conditions
particulieres. ®
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Les deux soldats suisses blessés en Afghanistan ont repris du service et le contingent
suisse dans le pays, formé de quatre soldats, n'a pas été rapatrié. ?

Au mois de mai, le Conseil fédéral a mis en consultation le projet de loi sur le blocage
et la restitution des avoirs de potentats. En effet, suite aux bouleversements du
printemps arabe, le gouvernement avait bloqué les avoirs des dirigeants politiques
déchus d’Egypte (Moubarak) et de Tunisie (Ben Ali). Ce projet vise principalement &
legiferer sur la pratique actuelle helvétique, qui se base sur la «Lex Duvalier » de
2011. 1

Jahresriickblick 2021: Aussenpolitik

Nach dem Jahr 2020, das auch im Bereich der Aussenpolitik mehrheitlich von der
Covid-19-Pandemie dominiert worden war, kehrten 2021 wieder andere Themen ins
Scheinwerferlicht zurlck. Allen voran gewannen die Beziehungen zur EU aufgrund
unvorhergesehener Ereignisse an Salienz. Die Zeitungsanalyse 2021 von Année Politique
Suisse unterstreicht diese Entwicklung eindricklich: Zeitungsartikel zu den
Beziehungen zwischen der Schweiz und Europa machten im vergangenen Kalenderjahr
rund die Hélfte aller Artikel im Themenbereich Aussenpolitik aus (vgl. Abbildung 2 der
APS-Zeitungsanalyse 2021im Anhang).

Hauptgrund fur die Prominenz der bilateralen Beziehungen in den Medien durfte das
Ende der Verhandlungen iiber das Rahmenabkommen mit der EU im Mai 2021 gewesen
sein. Zwar widerspiegelte der mediale Tonfall nach dem Treffen zwischen
Bundespréasident Parmelin und EU-Kommissionsprasidentin von der Leyen Ende April
die Hoffnung, dass sich die Verhandlungen in eine weitere Runde wirden retten
kénnen, doch die Reaktionen aus Politik und Wirtschaft zeigten die verharteten Fronten
in der Diskussion in der Schweiz auf. Auch das Parlament Ubte Ende April/Anfang Mai
zunehmend Druck auf den Bundesrat aus, endlich neue Anséatze in die seit langerem
blockierten Verhandlungen zu bringen. Ein Abbruch der Verhandlungen schien fur den
Bundesrat schliesslich angesichts der bestehenden Differenzen unvermeidlich, wobei
die einseitige Entscheidung von der EU Uberhaupt nicht begrisst wurde. Verschiedene
politische und zivilgesellschaftliche Akteure wie die SP und die Operation Libero
drangten nach dem Verhandlungsabbruch auf neue Losungsansatze, der
polarisierendste zielte gar auf einen EU-Beitritt ab. Eine in der Folge rasch ergriffene
Massnahme betraf die seit 2019 blockierte zweite Kohasionsmilliarde, die auf Initiative
des Bundesrats in der Herbstsession von beiden Raten freigegeben wurde. Nachdem
dieser zweite Schweizer Beitrag aufgrund der Nichtverlangerung der Bérsendquivalenz
2019 blockiert worden war, erhoffte sich der Bundesrat von der Freigabe nun die
Assoziierung an Horizon Europe.

Die Verschlechterung der Beziehungen zur EU hatte sich zu Beginn des Jahres noch
nicht unbedingt abgezeichnet. Im Marz hatte der Bundesrat die Botschaft zur Priimer
Zusammenarbeit und dem Eurodac-Protokoll veréffentlicht und damit die Grundlage
fur eine vertiefte Kooperation mit der EU in Sachen Kriminalitatsbekampfung gelegt.
Diese waren in den beiden Raten unbestritten und wurden einstimmig angenommen.
Auch ein weiteres Geschaft im Rahmen der Schengen-Weiterentwicklung, die
Interoperabilitat zwischen den EU-Informationssystemen, fand im Sténderat eine
grosse Mehrheit. Etwas umstrittener gestalteten sich die Ratsdebatten Uber die
Schweizer Beteiligung an der Weiterentwicklung von Frontex und tUber eine daflir nétige
Revision des AIG. Da die R&ate und die vorberatenden Kommissionen der EU-
Migrationspolitik kritisch gegenlberstanden, brachten sie Ausgleichsmassnahmen in die
Vorlage ein, um der humanitéaren Tradition der Schweiz gerecht zu werden. In der Folge
wurde vor allem Uber deren Ausgestaltung diskutiert und weniger Uber den Frontex-
Beitrag, der personelle und finanzielle Mittel umfasste und aufgrund der drohenden
Beendigung der Schengen-Assoziierung bei einer Nichtibernahme unbestritten
schien.

Deutlich positiver als die EU-Politik liest sich die Bilanz der Schweiz im Hinblick auf die
Kooperation mit einzelnen européischen Staaten. Die bilateralen Beziehungen zum
Vereinigten Konigreich im Nachgang des Brexit nahmen 2021 weiter Form an. Im Januar
nahm der Sténderat als Zweitrat eine Motion Cottier (fdp, NR) an, die eine vertiefte
Handelsbeziehung im Rahmen der «Mind the Gap-Strategie» des Bundesrats verlangte.
Zudem veroffentlichte der Bundesrat im Juni die Botschaft zum Abkommen mit dem
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Vereinigten Konigreich Uber die Mobilitat von Dienstleistungserbringenden, durch das
die Schweiz einen vereinfachten Zugang zum britischen Arbeitsmarkt erhalten soll.
Dieses nahm die kleine Kammer in der Wintersession einstimmig an. Auch die Nutzung
des franzosischen Satellitensystems «Composante Spatiale Optique» wurde von
beiden Raten ohne grosseren Widerstand angenommen.

Auch in der Aussenwirtschaftspolitik ereignete sich im vergangenen Jahr einiges,
angefangen mit der Abstimmung Uber das Freihandelsabkommen mit Indonesien,
welches die Schweizer Bevolkerung im Marz mit 51.6 Prozent Ja-Stimmen knapper als
erwartet annahm. Deshalb werteten auch die unterlegenen Gegner und Gegnerinnen
des Abkommens dieses Resultat als Erfolg, insbesondere im Hinblick auf das
Freihandelsabkommen mit dem Mercosur, welches gemass geltender Gesetzgebung
automatisch dem fakultativen Referendum unterstellt werden soll. Erwdhnenswert war
im Kontext des Aussenhandels auch die Anpassung des Embargogesetzes, durch die das
Einfuhrverbot von Feuerwaffen, Waffenbestandteilen, Munition und weiteren Gutern
aus Russland und der Ukraine fortgefuhrt werden konnte und die es dem Bundesrat
erlaubt, in vergleichbaren Situationen nicht mehr die Bundesverfassung flur ein
Embargo bemihen zu mussen.

Deutlich weniger Verdnderungen als in anderen Jahren gab es bei den Beziehungen zu
internationalen Organisationen. Hervorzuheben ist hier die Sistierung des UNO-
Migrationspakts durch den Stéanderat, welcher die Ergebnisse der Subkommissionen der
aussenpolitischen Kommissionen zum Thema «Soft Law» abwarten wollte. Ebenfalls von
Bedeutung waren die Bewilligung der von der WAK-SR geforderten sténdigen
parlamentarischen Delegation bei der OECD durch die beiden Rate in der
Herbstsession und die Ratifikation der ILO-Ubereinkommen 170 und 174.

Einen Bedeutungsaufschwung erlebten die bilateralen Beziehungen der Schweiz mit
China, was sich in einer Vielzahl an parlamentarischen Vorstdssen dusserte. Ausléser fur
die rege Tatigkeit des Parlaments war die mit Spannung erwartete Publikation der
Schweizer China-Strategie im Marz. Diese wurde unter anderem fur ihren unklaren
Umgang mit den chinesischen Menschenrechtsverletzungen kritisiert, weshalb die
aussenpolitischen Kommissionen der Rate selbst aktiv wurden. Bereits vor
Veroffentlichung der China-Strategie hatte die APK-NR in der Frihjahrssession einen
Bericht zur Umsetzung des bilateralen Menschenrechtsdialogs eingefordert - mit
diesem sollte die China-Strategie beurteilt werden. Auch die Situation der tibetischen
Exilgemeinschaft in der Schweiz, die laut APK-NR unter der zunehmenden
Einflussnahme Chinas leidet, wurde in der Frihjahrssession thematisiert. Kurz darauf
engagierte sich die APK-NR auch in diesem Themenfeld: Mittels Motion forderte sie
einen starkeren Fokus der Schweiz auf die Férderung der Menschenrechte in China, der
auch in der Schweizer China-Strategie zum Ausdruck kommen sollte. Die Motion wurde
vom Nationalrat zwar beflrwortet, aber vom Stédnderat abgelehnt. Die APK-NR war es
auch, die den Bundesrat im Sommer mit einem Postulat ins Schwitzen brachte, das die
Prifung von vertieften Beziehungen mit Taiwan - unter anderem auf politischer Ebene
- forderte, was ganz und gar nicht zur Ein-China-Politik der Schweiz passte und vom
Bundesrat daher abgelehnt wurde. Anders sah dies der Nationalrat, der das Postulat
Uberwies. Etwas allgemeiner ging die APK-SR vor, die in einer von ihrem Rats bereits
unterstltzten Motion eine Institutionalisierung des zwischenstaatlichen Austauschs und
der Koordination von Schweizer Akteuren mit China verlangte, um die politische
Koharenz der China-Politik sicherzustellen.

Zu kleineren Ausschlagen in der APS-Zeitungsanalyse 2021 fuhrten zudem die Guten
Dienste der Schweiz (vgl. Abbildung 1). Im Juni fand in Genf das viel beachtete Treffen
zwischen US-Prasident Biden und dem russischen Prasidenten Putin statt, das von den
Bundesraten Cassis und Parmelin genutzt wurde, um die Bedeutung des internationalen
Genfs als Standort flr interdisziplindre Kooperation hervorzuheben. Im August
verstérkte sich die Berichterstattung in diesem Themenbereich aufgrund der durch die
Machtubernahme der Taliban ausgelosten Krise in Afghanistan. In deren Wirren
evakuierte die Schweiz ihr DEZA-Kooperationsburo in Kabul und vergab den lokalen
Mitarbeitenden der Schweizer Aussenstellen insgesamt 230 humanitare Visa. Im
Bereich der Menschenrechte hatte der Bundesrat noch vor diesen beiden
Grossereignissen die Leitlinien Menschenrechte 2021-2024 publiziert.

Die vorlUbergehenden Lockerungen der globalen Corona-Massnahmen machte sich im
EDA vor allem anhand der Auslandreisen von Aussenminister Cassis bemerkbar. Nach
einem mageren 2020 schien der EDA-Vorsteher 2021 einiges nachzuholen und reiste in
mehrere Lénder, die im Fokus der Schweizer MENA-Strategie standen, darunter
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Algerien, Mali, Senegal, Gambia, Irak, Oman, Libanon, Libyen und Saudi-Arabien. Von
besonderer Bedeutung war der Staatsbesuch in der Ukraine, den Cassis zum Anlass
nahm, um den Vorbereitungsprozess fur die Ukraine-Reformkonferenz 2022
einzulauten. ™

Beziehungen zur EU

Suite aux attentats new-yorkais, et au terme d’une Conférence européenne élargie a 40
pays, la Suisse a adhéré a une coalition contre le terrorisme visant & élargir le
mouvement de solidarité avec les Etats-Unis et a afficher un soutien aux actions
militaires en Afghanistan. Commentant cette adhésion, Joseph Deiss a insisté sur
I'importance de ne pas sacrifier a la lutte contre les terrorisme les principes essentiels
du respect des droits de 'homme. "2

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Le refroidissement des relations Est-Ouest apres la crise d'Afghanistan a remis
longtemps en question la tenue & Madrid de la seconde réunion faisant suite a la
Conférence sur la sécurité et la coopération en Europe (CSCE). Finalement, la premiére
phase de cette rencontre, concue comme un compte-rendu de I'application de I'Acte
final d'Helsinki, a pu se dérouler a la fin de I'automne comme prévu. La Suisse y a trouvé
un forum bienvenu pour faire entendre sa voix dans le concert de la politique
européenne. Compte tenu des expériences faites a Belgrade, lors de la premiere
réunion qui a suivi la Conférence d'Helsinki, on ne se faisait guere d'illusions sur l'issue
favorable d'une telle rencontre. Il est dés lors réjouissant que la délégation suisse ait pu
qualifier de satisfaisant le déroulement de la premiere phase de ces conversations
diplomatiques. Les discussions ont été plus ouvertes et plus dures qu'a Belgrade. De
nombreux Etats participants, y compris la Suisse, ont interpellé les pays de I'Est sur les
violations des droits de I'nomme chez eux ainsi que sur I'occupation de I'Afghanistan.
La menace de la Pologne n'a été invoquée qu'indirectement par égard pour la
délégation polonaise. Cependant, le climat des conversations fut meilleur qu'en 1977.
En compagnie de sept autres pays neutres et non alignés, la Suisse a présenté des
propositions de mesures propres a rétablir la confiance dans le domaine militaire. Elle
s'est aussi prononcée pour une nouvelle réunion d'experts chargés d'examiner son
projet de systeme européen de reglement pacifique des différends. Elle a, enfin,
préconisé des améliorations dans les systemes d'information. Ces points seront traités
lors de la seconde phase de la Conférence de Madrid.

(c.f. aussi: la précédente Conférence a Belgrade ici et ici)

Quatre délégués du CICR de nationalité suisse ont été détenus pendant pres de trois
mois en Afghanistan par une faction de la résistance afghane. Cet enlévement a été
gardé secret pendant plus d'un mois, car les ravisseurs ont exigé un silence absolu de la
part des autorités helvétiques. Toutefois, aucune revendication n'a été formulée aupres
du CICR. Apreés différentes tractations entre le CICR et les ravisseurs, les quatre otages
ont été libérés sans condition. Les motifs de leur enlévement n'ont pas été éclaircis. Un
autre délégué du CICR a été détenu en Afghanistan pendant une dizaine de jours par
une autre faction de la résistance. ™

Apres les déconvenues rencontrées par I'AELE en 1994, les perspectives d'avenir quant
a |'évolution de I'organisation se sont quelque peu améliorées durant I'année sous
revue. Désireuse de renforcer sa présence et son influence européenne sans pour
autant élargir le nombre de ses membres, I'Association a adopté & Bergen (Norvege) une
déclaration prévoyant la conclusion de nouveaux accords de libre-échange avec les
pays tiers. Dans cette perspective, I'AELE devait tout d'abord signer un accord de ce
type avec la Slovénie dont la demande d'adhésion a lI'organisation est toujours
pendante. Lors de la réunion des ministres des pays membres qui s'est déroulée a
Zermatt (VS), I'Association a par la suite conclu des accords multilatéraux de libre-
échange avec la Lituanie, la Lettonie et I'Estonie ainsi que des déclarations de
coopération avec trois pays d'Afrique du Nord (Egypte, Maroc et Tunisie). Celles-ci
pourraient servir de base a la création d'une future zone de libre-échange. Signalons
enfin que le secrétariat général de I'AELE - qui a repris ses activités début juillet apres
avoir été réorganisé et redimensionné - restera basé a Genéve.
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En revanche, Genéve n'a pas été choisie pour héberger la réunion interafghane sous
I’égide des Nations Unies. Celles-ci ont jeté leur dévolue sur Berlin pour y organiser le
sommet ou le futur politique de I'Afghanistan a été discuté. '

L'Egypte et les membres de I’AELE ont signé un accord de libre-échange au mois de
janvier. Le commerce des produits industriels et agricoles sera ainsi libéralisé entre
I'Egypte et les pays signataires. "

Le Conseil fédéral a présenté son message concernant I'accord de libre-échange entre
les Etats de I’AELE et la République arabe d’Egypte ainsi que sur I'arrangement sur le
commerce de produits agricoles entre la Suisse et I'Egypte. ®

Apres son séjour a Singapour, Didier Burkhalter s'est rendu & Séoul pour diriger, aux
cotés de son homologue sud-coréen Yun, Byung-se la conférence asiatique de I"'OSCE
en tant que président du groupe de contact de I'OSCE avec les partenaires asiatiques.
Les discussions ont principalement porté sur les visions de I'Asie concernant une
coopération multilatérale dans le domaine de la sécurité.

En marge de la conférence, le conseiller fédéral a rencontré la présidente sud-
coréenne Park Geun-Hye.

Zwischenstaatliche Beziehungen

MIGRIERT Trois interpellations urgentes concernant les conséquences de la crise
afghane, & savoir celle de la commission des affaires étrangeres du Conseil national
(80.301), celle du groupe parlementaire PdT, PSA et POCH du méme Conseil (80.309) et
celle d'O. Guntern (pdc, VS) au Conseil des Etats (80.315), ont donné lieu a de vifs
débats de politique étrangere aux Chambres fédérales. Tous les orateurs ont condamné
I'invasion de I'Union soviétique, mais avec des nuances certaines. La gauche a insisté
sur la nécessité de ne pas se borner a protester uniquement contre I'occupation de
|'Afghanistan, mais encore contre I'exploitation d'autres pays dans le tiers monde
notamment. La poursuite du dialogue avec I'URSS, dans le cadre de la Conférence de
Madrid sur la sécurité et la coopération en Europe, a été préconisée par la majorité des
parlementaires, en particulier par le PRD et le PSS. Le porte-parole du groupe
parlementaire indépendant et évangélique a déclaré, en revanche, qu'a ses yeux il était
exclu que cette conférence aboutisse a des résultats fructueux. 2°

MIGRIERT L'annulation du voyage que le conseiller fédéral Aubert devait faire & Moscou
est une conséquence directe de I'invasion soviétique en Afghanistan. Cette visite aurait
dd avoir lieu en raison de I'universalité des relations extérieures qu'entretient la Suisse.
En 1979, notre ministre des affaires étrangéres avait visité I'Afrique et les Etats-Unis.
Des lors, un voyage a Moscou s'imposait. Une visite diplomatique dans un pays ne
signifie pourtant nullement que I'on approuve sa politique. Si le conseiller fédéral
Aubert a tout de méme renoncé a son projet, c'est qu'il s'est rendu compte que le but
de sa visite en URSS serait mal interprété par les milieux bourgeois, en raison de
I'invasion de I'Afghanistan. ?

MIGRIERT L'invasion de I'Afghanistan par I'URSS a donné lieu a une protestation
officielle du Conseil fédéral. Celui-ci constate, avec préoccupation, que ['Union
soviétique aurait violé des principes fondamentaux du droit des gens, notamment
I'interdiction de recourir a la force. Comparativement a 1968, année ou les troupes
soviétiques étaient entrées en Tchécoslovaquie, I'indignation du peuple suisse n'a pas
dépassé certaines limites. Il est vraisemblable que la grande distance qui nous sépare
de ce pays a atténué le sentiment d'une menace directe. La réaction de I|'opinion
publique a été, toutefois, assez nette pour amener la grande puissance qu'est I'URSS a
protester contre la «campagne antisoviétique», systématiquement menée par nos
moyens de communication de masse. Selon les milieux officiels russes, celle-ci serait
contraire a I'Acte final d'Helsinki. Le DFAE a rejeté cette protestation : les accords
d'Helsinki ne sauraient étre interprétés dans le sens d'une restriction de la liberté de
presse; le droit international ne demande pas qu'un pays neutre n'exprime pas son
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opinion; en plus, dans une démocratie libérale, le gouvernement ne peut donner des
ordres & la presse. %

L'invasion de I'Afghanistan par I'URSS a donné lieu a une protestation officielle du
Conseil fédéral. Celui-ci constate, avec préoccupation, que I'Union soviétique aurait
violé des principes fondamentaux du droit des gens, notamment l'interdiction de
recourir a la force. Comparativement a 1968, année ou les troupes soviétiques étaient
entrées en Tchécoslovaquie, I'indignation du peuple suisse n'a pas dépassé certaines
limites. Il est vraisemblable que la grande distance qui nous sépare de ce pays a atténué
le sentiment d'une menace directe. La réaction de I'opinion publique a été, toutefois,
assez nette pour amener la grande puissance qu'est I'URSS a protester contre la
«campagne antisoviétique», systématiquement menée par nos moyens de
communication de masse. Selon les milieux officiels russes, celle-ci serait contraire a
I'Acte final d'Helsinki. Le DFAE a rejeté cette protestation : les accords d'Helsinki ne
sauraient étre interprétés dans le sens d'une restriction de la liberté de presse; le droit
international ne demande pas qu'un pays neutre n'exprime pas son opinion; en plus,
dans une démocratie libérale, le gouvernement ne peut donner des ordres a la presse.

Trois interpellations urgentes concernant les conséquences de la crise afghane, a
savoir celle de la commission des affaires étrangeres du Conseil national (Ip.u. 80.301),
celle du groupe parlementaire PdT, PSA et POCH du méme Conseil (Ip.u. 80.309) et
celle d'O. Guntern (pdc, VS) au Conseil des Etats (Ip.u. 80.315), ont donné lieu a de vifs
débats de politique étrangere aux Chambres fédérales. Tous les orateurs ont condamné
I'invasion de I'Union soviétique, mais avec des nuances certaines. La gauche a insisté
sur la nécessité de ne pas se borner a protester uniquement contre I'occupation de
|'Afghanistan, mais encore contre I'exploitation d'autres pays dans le tiers monde
notamment. La poursuite du dialogue avec I'URSS, dans le cadre de la Conférence de
Madrid sur la sécurité et la coopération en Europe, a été préconisée par la majorité des
parlementaires, en particulier par le PRD et le PSS. Le porte-parole du groupe
parlementaire indépendant et évangélique a déclaré, en revanche, qu'a ses yeux il était
exclu que cette conférence aboutisse a des résultats fructueux.

La politique de neutralité de la Suisse lui interdit de participer au boycottage
économique de I'URSS par les pays occidentaux. Le Conseil fédéral a, toutefois,
recommandé aux entreprises suisses de ne pas aller au-dela du courant normal des
échanges commerciaux avec ce pays. La Suisse ne s'est pas jointe non plus aux Etats qui
ont interdit & leurs athlétes de participer aux Jeux olympiques d'été & Moscou. De
méme, il n'y a pas eu, comme le souhaitaient les partis bourgeois, de recommandation
a nos sportifs de s'abstenir d'aller a Moscou en guise de protestation. Le Conseil
fédéral a été d'avis qu'il ne convenait pas de mélanger le sport et la politique.

L'annulation du voyage que le conseiller fédéral Aubert devait faire a Moscou est une
conséquence directe de l'invasion soviétique en Afghanistan. Cette visite aurait dd
avoir lieu en raison de l'universalité des relations extérieures qu'entretient la Suisse. En
1979, notre ministre des affaires étrangeres avait visité I'Afrique et les Etats-Unis. Des
lors, un voyage a Moscou s'imposait. Une visite diplomatique dans un pays ne signifie
pourtant nullement que I'on approuve sa politique. Si le conseiller fédéral Aubert a tout
de méme renoncé a son projet, c'est qu'il s'est rendu compte que le but de sa visite en
URSS serait mal interprété par les milieux bourgeois, en raison de l'invasion de
|'Afghanistan.

La crainte d'une autre intervention militaire de I'URSS transparait dans la plupart des
commentaires sur les événements de Pologne. Une répression violente contre les
greves dans ce pays du bloc de I'Est constituerait une menace pour la paix mondiale.
L'USS s'est solidarisée avec les travailleurs polonais dans leur lutte sociale. De leur cote,
les milieux bourgeois ont aussi exprimé leur sympathie envers les grévistes polonais. Sur
ces entrefaites, le PSS a publié un communiqué qualifiant d'hypocrites ceux qui
approuvent la gréve dans un pays communiste, tandis qu'ils cherchent a torpiller, par
tous les moyens, la démocratie économique dans leur propre pays.
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Le moins qu'on puisse dire, c'est qu'au chapitre des relations bilatérales, la Suisse
entretient un réseau de contacts aussi large que varié. Toute une panoplie de chefs
d'Etats, ministre des Affaires étrangéres ou délégations gouvernementales, a titre
officiel ou privé, ont séjourné dans notre pays. En particulier s'étaient les visites des
premiers ministres péruvien et indien, du vice premier ministre égyptien, des chefs
d'Etats du Venezuela et du Ghana, des ministres des Affaires étrangeres tunisien,
indonésien, belge , cypriote et portugais ainsi que les délégations gouvernementales du
Nicaragua et de I'lran.

Les visites officielles des présidents italien et autrichien ont été I'occasion de raffermir
quelque peu les liens privilégiés qui nous unissent a ces deux pays. On savait les
autorités italiennes particulierement préoccupées par le sort de ses ressortissants
travaillant en Suisse. Or il semblerait qu'au terme du voyage de S. Pertini, ce
contentieux ait en grande partie été aplani. Deux conventions ont méme été ou sont en
voie d'étre ratifiées par le parlement. La premiére porte sur une rétrocession des
prestations de l'assurance-invalidité aux saisonniers (MCF 80.075) et, dans un tout
autre domaine, le seconde vise & une rectification de frontiéres (MCF 81.060). Le
voyage du chef d'Etat italien avait du reste été précédé de celui de son ministre des
Affaires étrangeres.

Quant a la visite du chef d'Etat autrichien, elle avait avant tout pour but de discuter du
projet de ratification des accords consulaires (MCF 80.074) entre les deux pays,
concernant six Etats dans lesquels soit la Suisse, soit I'Autriche n'ont pas de missions
diplomatiques. Le parlement a en outre ratifié un traité avec ce pays portant sur la
réciprocité dans le domaine de la responsabilité de I'Etat. Désormais, les ressortissants
|ésés d'un des pays seront traités de la méme maniére que leurs propres nationaux.

De son c6té, le ministre du DFAE, P. Aubert, s'est rendu d'abord en France afin d'y
évoquer les conséquences pour le monde industriel et bancaire helvétique des
mesures francaises de nationalisation. Un certain nombre d'établissements francais
nationalisés ont en effet des filiales suisses. Le dossier controversé de la fuite des
capitaux et de I'évasion fiscale qui, en 1980, avait provoqué un refroidissement dans
nos liens avec ce pays voisin n'a guere été abordé. Dans une réponse a une question
ordinaire du Conseil national A. Ogi (udc, BE) qui désirait savoir dans quelle mesure les
actionnaires suisses seraient indemnisés, le Conseil fédéral P. Aubert a précisé que son
homologue francais avait donné toutes les garanties quant a une indemnisation
prompte.

Le chef de la diplomatie suisse s'est envolé par la suite pour le Canada afin de s'y
entretenir de I'importante question de I'embargo sur les livraisons d'uranium canadien
aux centrales nucléaires suisses. La Suisse demeure le seul pays contre lequel cette
mesure, décrétée en 1977, est toujours en vigueur. Notre pays refuse de signer un
accord additionnel par lequel il s'engagerait a mieux contréler ses exportations de
matériel nucléaire. Au terme de ces pourparlers, aucune solution satisfaisante ne
semble avoir été trouvée.

Malgré les récents événements qui ont quelque peu altéré nos relations avec certains
pays de I'Est, des contacts fructueux restent possibles. La visite de I'ambassadeur E.
Brunner en URSS tendrait a le prouver. Cette consultation s'inscrivait certes dans le
contexte des travaux de la Conférence sur la sécurité et la coopération en Europe
(CSCE), mais elle marquait aussi la reprise du dialogue politique bilatéral. Depuis plus
de trois ans en effet, plus aucun haut fonctionnaire du DFAE ne s'était rendu & Moscou
et I'on se souvient que le voyage de P. Aubert, prévu en mars 1980, avait été annulé a la
suite de l'intervention soviétique en Afghanistan.

Cette démarche n'a pas empéché notre exécutif d'intervenir publiquement en faveur
de la famille du Prix Nobel de la paix, A. Sakharov. Une pétition a méme été remise a la
Mission de I'URSS auprés des organisations internationales & Genéve par une délégation
comprenant entre autres les députés M. Bauer (pl, GE) et G. Duboule (prd, GE).

Par ailleurs, la Suisse a conclu avec la Hongrie un accord fiscal (MCF 81.054), visant a
éviter que des sociétés dites mixtes, financées a la fois par I'industrie hongroise et par
des firmes suisses, soient imposées deux fois. Il s'agit de la premiere convention du
genre jamais signée par notre pays avec un Etat communiste. Plusieurs conventions de
ce type conclues avec la Nouvelle-Zélande (MCF 80.076), I'lrlande (MCF 81.028) et la
Grande-Bretagne (MCF 81.042) ont été modifiées.

Au lendemain du coup de force des militaires en Pologne, I'attention s'est
évidemment portée vers ce pays. Le Conseil fédéral a été I'un des premiers
gouvernements a condamner officiellement les mesures répressives ordonnées par
|'armée. Dans un communiqué publié en décembre, il a souhaité la levée de I'état
d'exception ainsi que le complet rétablissement des libertés fondamentales. D'aucuns
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se sont demandés si cette prise de position n'était pas susceptible de créer un
précédent dangereux dans la mesure ou il est extrémement rare que nos autorités
s'immiscent dans les affaires intérieures d'un pays. Cela d'autant plus qu'elles avaient
réagi mollement lors du coup d'Etat militaire en Turquie ou de I'arrivée de la junte au
pouvoir au Salvador.

Dans la plupart des grandes villes suisses, des manifestants se sont réunis a I'appel des
syndicats et des partis de gauche pour dénoncer |'état de siége en Pologne et pour
exprimer leur solidarité avec les syndicalistes polonais. Une manifestation nationale de
soutien a méme été organisée a Berne, manifestation qui a rassemblé plus de 10'000
personnes. Varsovie a publiquement critiqué I'attitude du Conseil fédéral dans cette
affaire et condamné le fait que les autorités helvétiques aient toléré la réunion de
leaders de «Solidarnosc» dans divers villes. Ce durcissement d'attitude ne devrait pas
affecter notre aide alimentaire a ce pays. Le gouvernement fédéral a en effet accepté
sous forme de postulat une motion (Mo. 80.931) du conseil national Gilnter (adi, BE) le
chargeant de renforcer les mesures prises jusqu'a présent.

A l'occasion de la rencontre & Berne entre P. Aubert et le responsable des Affaires
étrangéres au sein de I'Organisation de libération de la Palestine (OLP), le chef du DFAE
s'est déclaré prét a offrir ses bons offices pour un réglement équitable du conflit au
Proche-Orient. En outre, il a tenu & préciser a nouveau la position du Conseil fédéral.
Un tel réglement ne saurait étre envisagé sans y associer toutes les parties concernées.
Il faudra donc d'une part reconnaitre le droit d'lsraél a I'existence et a la sécurité dans
des frontiéres internationalement reconnues et d'autre part prendre en considération
les aspirations légitimes du peuple palestinien a se déterminer sur son propre avenir.
L'OLP représente a cet égard incontestablement la principale organisation
palestinienne. Voir sur ce sujet la question ordinaire (Q 80.833) du Conseil national G.
Baechtold (ps, VD).

Cette entrevue a suscité un certain nombre de réactions. Le PRD et les milieux pro-
israéliens I'ont nettement désapprouvée. lls ont estimé qu'en recevant un tel
représentant, le gouvernement ne faisait que cautionner une organisation terroriste et
remettait de surcroft en question la pratique qui consiste & ne reconnaltre que des
Etats légalement créés. Pour sa part, I'ambassade d'Israél en Suisse a recouru a un
procédé guere en usage dans notre pays. Elle a distribué a la presse un dossier sur les
déclarations récentes de ce responsable politique et de membres de I'OLP. Il est
effectivement exceptionnel qu'une mission d'un pays étranger s'en prenne a la
politique des autorités helvétiques. Cette visite pourrait cependant avoir des
répercussions plus importantes qu'il n'y parait. Elle montre en effet a la communauté
internationale que la Suisse, tout comme la plupart des Etats européens, admet que la
participation des Palestiniens a la recherche d'une solution au probleme du Proche-
Orient est primordiale et qu'a ce titre, I'OLP a un réle essentiel a jouer. %

La tenue du World Economic Forum & Davos a fourni au conseiller fédéral Flavio Cotti
|'occasion de recevoir a Berne les ministres des affaires étrangeres israélien et
égyptien, Shimon Peres et Amr Moussa, avec qui il a parlé du processus de paix au
Proche-Orient.

Le secrétaire d'Etat Jakob Kellenberger s'est rendu en Egypte et en Syrie ou il a dressé
la liste des engagements de la Suisse au Proche-Orient. A cet égard, 60 millions de
francs sur cing ans sont prévus pour des travaux de reconstruction en Cisjordanie et
dans la bande de Gaza. J. Kellenberger en a également profité pour rappeler que la
Suisse était préte a offrir ses bons offices. %

De retour d'un séjour d'une semaine a New York, Joseph Deiss a relevé le role
primordial des relations multilatérales, encourageant par |a une adhésion rapide de la
Suisse a I'ONU. A ce sujet, le secrétaire général de I'organisation, Kofi Annan, lui a fait
savoir que l'arrivée de la Suisse serait hautement appréciée. Premiére inédite pour un
chef de la diplomatie helvétique, le conseiller fédéral a pu assister a I"Assemblée
générale des Nations Unies. Il a ainsi pu rencontrer nombre de ses collégues,
notamment le représentant chinois, et aborder avec eux des points aussi divers que la
création de la Cour pénale internationale, le nouvel embleme du CICR et la réforme du
financement du Programme des Nations Unies pour le développement (PNUD).
Auparavant, Joseph Deiss s’était rendu au Moyen-Orient (Egypte, Syrie et Liban),
accompagné d'une délégation d’industriels suisses. Il s'agissait de la plus importante
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visite d'un Conseiller fédéral dans la région depuis 1985. Enfin, peu aprés |'acceptation
des bilatérales par I'électorat suisse, le premier diplomate helvétique a rencontré le
ministre francais chargé des affaires européennes, Pierre Moscovici. Les deux hommes
ont abordé en détails les relations franco-suisses et celles entre I'Europe et la Suisse. #/

En début d’année, Pascal Couchepin a lancé une petite polémique a I'encontre de son
collégue des Affaires étrangéres. Alors que ce dernier s'apprétait a se rendre en Egypte,
au Liban et en Syrie en compagnie d'un grand nombre de patrons suisses, le chef du
Département de I'Economie a regretté par voie de presse que la politique étrangere
helvétique se méle de I'économie. Il a insisté sur la séparation des attributions au sein
du Conseil fédéral, créant un court débat par journaux interposés. Celui-ci a
officiellement débouché sur une concertation commune entre les deux Départements
qui devrait contribuer a une meilleure collaboration. Au chapitre de ses voyages
individuels, Pascal Couchepin s’est rendu en Inde durant quatre jours. Au terme de son
séjour, il a souhaité que ce pays devienne un acteur économique significatif pour la
Suisse et a rangé I'Inde au rang des Etats prioritaires pour la politique étrangére
helvétique. Le ministre de I'Economie a ensuite traversé le cone sud de I’Amérique
latine, en compagnie d’une délégation d’entrepreneurs suisses. Au Chili et au Mexique,
il a abordé les questions concernant un futur traité de libre-échange entre I'’AELE et ces

pays. %

Le gouvernement a décidé de s’aligner sur les mesures de sanctions prises par le
Conseil de sécurité des Nations Unies. Celles-ci ont été engagées contre le régime
islamiste des talibans, suite & son refus d’extrader le terroriste Oussama Ben Laden. %

Le Conseil fédéral a publi¢ un message relatif au Traité d’entraide judiciaire en
matiére pénale avec I'Egypte. Cet accord, premier du genre conclu par la Suisse avec
un pays arabe, devrait apporter aux deux Etats de nouveaux moyens dans la lutte
respective contre la criminalité et dans le contréle mutuel du respect des droits de
I'hnomme. *°

Joseph Deiss s’est rendu au Kosovo pour une visite de travail. Il y a notamment
rencontré le représentant spécial du Secrétaire général des Nations Unies, Michael
Steiner, Chef de la Mission des Nations Unies. Outre son voyage d’avril (voir infra) en
Asie centrale, il a également visité I’Asie du Sud et a été recu au Bhoutan, au Pakistan, et
en Inde. Ces deux derniers pays sont des pays prioritaires de la DDC, mais la
coopération a été limitée ces dernieres années a la suite de la reprise des essais
nucléaires. Un bref passage de 8 heures a Kaboul lui a donné I'occasion de se rendre
compte personnellement de la situation. Le ministre des affaires étrangére s’est
également rendu au Japon, principal partenaire économique de la Suisse en Asie. En
déplacement en Fédération de Russie il a rencontré son homologue russe et s’est
entretenu sur la poursuite de la coopération humanitaire, technique et financiére. La
visite officielle de travail en Iran a permis de rencontrer le président Khatami, d"écouter
son avis sur la situation dans la région et de signer une convention de double
imposition avec la République islamique. Lors d’une courte visite chez le voisin du
Liechtenstein, Joseph Deiss a abordé les implications des négociations bilatérales en
cours sur les places financiéres respectives. *

La Suisse a levé les sanctions contre cet Etat et s’est conformée aux résolutions du
Conseil de sécurité des Nations Unies en modifiant I'ordonnance sur les mesures
contre le régime des talibans. *
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La conseillere fédérale Micheline Calmy-Rey a, de son coté, effectué également
beaucoup de visites & I'étranger. Elle a débuté I'année sous revue par une visite a
Dublin, ou elle a rencontré son homologue irlandais Brian Cowen. Ce voyage s’inscrivait
dans la traditionnelle visite a la nouvelle présidence de I'UE, ou la Suisse va a chaque
fois solliciter un soutien pour I'avancement des négociations bilatérales. Ces dernieres
étant au point mort en début d’année, la rencontre a été I'occasion pour la ministre des
affaires étrangéres d’expliquer la position de la Suisse. Toujours pour défendre la
position de la Suisse dans les négociations bilatérales avec I'UE, la conseillere fédérale
s’est rendue a Bruxelles au début du mois de février. Elle y a rencontré le président de
la commission européenne Romano Prodi et le commissaire chargé des Relations
extérieures Chris Patten. C’est par une halte & Pretoria (Afrique du Sud) que la cheffe
du DFAE a entamé sa tournée en Afrique. Elle y a inauguré la nouvelle ambassade de
Suisse. Apres avoir visité les programmes d’aide au développement au Mozambique et
rencontré le président Joaquim Chissano, la conseillere fédérale a effectué une visite
officielle en Egypte, ou elle a rencontré son homologue égyptien. L'Initiative de Geneve
et le processus de paix au Proche-Orient ont occupé une grande place dans les
discussions. Lors d'une visite au Luxembourg, Micheline Calmy-Rey s’est entretenue
avec son homologue luxembourgeois, ainsi que le premier ministre Jean-Claude
Juncker et le ministre du Trésor et du Budget. Il s’agissait d"'une nouvelle entrevue dans
le cadre des négociations bilatérales avec I'UE. C’est encore cette derniere question
qui a présidé a sa visite a Bruxelles et a Paris pour rencontrer ses homologues belge et
francais. Elle s’est ensuite rendue a Bamako (Mali), ou elle a participé a la rencontre du
« Réseau Sécurité Humaine ». La Suisse y concentre entre autres son action sur le
développement du droit international humanitaire et des droits de 'homme. Au mois
de juin, la conseillere fédérale a effectué une visite de quatre jours au Soudan. Elle a
tout d"abord visité les camps de réfugiés au Darfour, région de I'ouest du pays en proie
a une violente guerre civile, et a ensuite rencontré le président Bashir et des
représentants du gouvernement soudanais a Khartoum. Les discussions ont porté sur le
conflit au Darfour et sur la situation humanitaire dramatique dans cette région. Elle a
ensuite rencontré les chefs tribaux du Sud-Soudan, dont le chef du principal
mouvement rebelle. Au mois d’aoGt, Micheline Calmy-Rey s’est rendue a La Haye, aux
Pays-Bas, pour une visite de travail & la présidence de I'UE. Elle y a notamment
rencontré son homologue néerlandais pour évoquer la contribution de la Suisse a la
cohésion des nouveaux pays membres de I'UE. En marge de I’Assemblée générale de
I"'ONU au mois de septembre a New York, la cheffe du DFAE a rencontré le secrétaire
d’Etat américain Colin Powell. Les discussions ont porté sur le dossier du Proche-
Orient et sur les réformes au sein de I'ONU. La conseillere fédérale lui a notamment
rappelé la proposition de la Suisse de créer un Conseil des droits de 'hnomme. Premiere
membre du gouvernement a se rendre au Sri Lanka, Micheline Calmy-Rey y a effectué
une visite au début du mois d’octobre. Les questions migratoires, la politique d'aide au
développement et la promotion de la paix en Asie ont été abordées avec la présidente
et le premier ministre du pays, de méme que les membres de I'opposition. Elle a offert
le soutien de la Suisse dans les domaines du fédéralisme, de I'aide humanitaire et du
déminage. En fin d’année, la conseillere fédérale s’est tout d’abord rendue aux
obseques officielles du Président de I'Autorité palestinienne Yasser Arafat au Caire. Elle
a ensuite effectué une visite a Moscou, ou elle a rencontré son homologue russe. Cette
visite s’est déroulée sur fond de contentieux entre les deux pays, dus notamment aux
suites de la catastrophe aérienne d’Uberlingen et aux comptes suisses du groupe
pétrolier russe Yukos. Les discussions ont porté sur les questions de crime organisé, de
blanchiment d’argent et de terrorisme, ainsi que sur le cas de la Tchétchénie. 3

La conseillere fédérale Micheline Calmy-Rey a, de son cbté, également effectué de
nombreuses visites & I'étranger. Pour son premier voyage de I'année, la conseillere
fédérale s’est rendue en Ukraine, afin de représenter la Suisse & la cérémonie
d’investiture du nouveau président, Viktor louchtchenko. Début février, la cheffe du
DFAE s’est rendue a Bruxelles, ou elle a rencontré Javier Solana, le Secrétaire général du
Conseil de I'Union européenne et Haut représentant pour la politique étrangere et de
sécurité commune de I'UE, ainsi que Benita Ferrero-Waldner, la commissaire
européenne aux relations extérieures et a la politique de voisinage. Les questions de la
situation au Proche-Orient et de ['Initiative de Genéve ont été abordées avec le
premier, alors que les Bilatérales Il et les modalités de la future contribution suisse a la
cohésion de I'UE élargie ont été au centre des discussions avec Mme Ferrero-Waldner.
La conseillere fédérale a ensuite effectué une visite de six jours en Israél et en
territoires palestiniens. Elle a rencontré tout d’abord le Président de ['Autorité
palestinienne, Mahmoud Abbas, et le premier ministre, Ahmad Qorei, 8 Ramallah, a qui
elle a réaffirmé I'engagement humanitaire de la Confédération. Elle a également plaidé
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pour que l'Initiative de Geneve ne soit pas « oubliée ». En Israél, elle a été recue par
son homologue et par le Président Moshé Katsav. Les entretiens ont porté sur les
relations entre la Suisse et Israél, ce dernier pays s'étant plaint d'une campagne hostile
a son égard dans certains parlements cantonaux suisses et dans les médias. La
conseillere fédérale a ensuite effectué, a la fin février, une visite de six jours en
Amérique du Sud. Elle s’est rendue au Pérou, en Argentine et en Uruguay. Elle s’est
ensuite rendue a Ankara au mois de mars, afin de normaliser les relations entre la
Suisse et la Turquie, qui se sont dégradées en grande partie & cause de la question trés
sensible du génocide arménien. Elle a notamment rencontré son homologue turc
Abdullah Gul. La cheffe du DFAE a effectué une visite en Serbie-Monténégro au mois de
juin. Elle y a rencontré le Président serbe Boris Tadic. Sujet extrémement délicat,
Micheline Calmy-Rey a préoné I'indépendance du Kosovo, province serbe actuellement
sous protectorat international, et a offert les services de la Suisse, afin d’aider Serbes
et Albanais dans leurs pourparlers. Le président serbe ne I'a pas entendu de cette
oreille, puisqu’il a rétorqué que la « fragmentation » de la Serbie-Monténégro serait un
« détonateur dangereux » pour la région. La conseillere fédérale a ensuite été recue a
Kiev au mois de juin, ou elle a rencontré le Président Viktor louchtchenko. Une
intensification des relations bilatérales entre la Suisse et I'Ukraine, notamment en
matiere de coopération technique et économique, a figuré au menu des discussions.
Fin juin, Micheline Calmy-Rey a effectué une visite aux Etats-Unis, ou elle a rencontré
son homologue américaine Condoleezza Rice. De nombreuses questions ont été
abordées, dont larrivée au pouvoir d'un ultraconservateur en Iran, un nouveau
protocole additionnel aux Conventions de Genéve, ainsi qu'un accord commercial
bilatéral (accord de libre-échange) entre la Suisse et les Etats-Unis. La conseillére
fédérale s’est en outre rendue au siege de I'ONU a New York, ou elle a rencontré Kofi
Annan. Aprés une visite officielle & Madrid, ou elle a été recue par son homologue
espagnol, la cheffe du DFAE s’est rendue au Kosovo. Elle y a rencontré le Président
kosovar Ibrahim Rugova et le premier ministre Bairam Kosumi. Elle a réaffirmé que le
DFAE souhaitait une «indépendance formelle » pour le Kosovo. Cette prise de
position, n"a pas manqué de susciter les critiques de Belgrade, mais également des
remous aux chambres fédérales. Suite a une visite a Budapest, ou elle a rencontré son
homologue hongrois, Micheline Calmy-Rey a effectuée une tournée au Proche-Orient
au mois de novembre. Ce voyage en Egypte, en Israél, dans les territoires palestiniens et
au Liban a été centré principalement sur I'adoption d’un embleme additionnel pour le
Mouvement de la Croix-Rouge. Au cours de cette visite, elle a rencontré le premier
ministre israélien Ariel Sharon et le Président de I'Autorité palestinienne Mahmoud
Abbas. En fin d’année, la conseillere fédérale s’est rendue en Slovénie, afin d"évoquer
|'aide de la Suisse a la cohésion de I'UE, et & Prague, ou elle a été recue par son
homologue tcheque. **

La Suisse a conclu, durant I'année sous revue, un accord de réadmission avec
I’Afghanistan et le Haut-Commissariat des Nations unies pour les réfugiés (HCR). **

Président de la Confédération durant I'année sous revue, le conseiller fédéral Pascal
Couchepin a effectué de nombreux voyages a I'étranger. Il s’est tout d’abord rendu au
mois de janvier au Maroc, ou il a été recu par le premier ministre Abbas el-Fassi. De I3,
il s’est rendu en Egypte, ou il a rencontré le président Hosni Mubarak, avec lequel il
s'est entretenu au sujet du processus de paix israélo-palestinien. Le conseiller fédéral a
également signé avec le ministre de la culture Farouk Hosni une déclaration d’intention
en vue d'un accord de restitution de biens culturels. Au mois de mars, Pascal
Couchepin a effectué une visite en Slovénie, au cours de laquelle il a rencontré le
président Danilo Turk et le premier ministre Janesz Jansa. La question du Kosovo et des
relations Suisse-UE ont notamment figuré au menu des discussions. En visite officielle
en Azerbaidjan au mois de mai, le président de la Confédération a rencontré le
président Ilham Aliev. Il était accompagné de hauts représentants de la société
Electricité de Laufenburg (EGL), désireuse d’acheter du gaz azerbaidjanais pour
alimenter un projet de gazoduc transadriatique. Il s’est ensuite rendu a Saragosse en
Espagne a I'occasion de la Journée suisse de I'Exposition internationale, qu’il a visitée
en compagnie du ministre espagnol de la culture. Début aodlt, Pascal Couchepin a
rencontré tous les principaux dirigeants vietnamiens au cours d’une visite dans I'Etat
communiste. Il a notamment évoqué la conclusion d’un accord de libre-échange entre
les deux pays a moyen terme. En octobre, le conseiller fédéral a tout d"abord rencontré
le président francais Nicolas Sarkozy a Evian en France, en marge d'une conférence de
chefs d'Etat. Il s’est ensuite rendu au Liban, ou il a été recu par le président Michel
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Sleimane. Il a réitéré la volonté de la Suisse a participer au processus de réconciliation
nationale au Liban en continuant notamment & accueillir des entretiens a Geneve entre
les différents partis politiques. Le Président de la Confédération a effectué une visite
officielle en Turquie au mois de novembre, témoignant de la réconciliation entre les
deux pays, aprés plusieurs années de tensions. Il a rencontré son homologue Abdullah
Gul, qui s’est réjouit des mesures prises par la Suisse & I'encontre du PKK. En
décembre, Pascal Couchepin s’est rendu au Chili. Il a souligné I'importance de la
coopération scientifique entre les deux pays lors de sa rencontre avec la présidente
Michelle Bachelet. *

Im Februar verdffentlichte der Bundesrat seine Botschaft zum bilateral_en Abkommen
iiber die Férderung und den gegenseitigen Schutz von Investitionen mit Agypten. ¥’

Im selben Monat sperrte der Bundesrat im Zuge der Unruhen in Agypten die
Vermogenswerte des am 11. Februar des Berichtjahres zurlickgetretenen Présidenten
Hosni Mubarak sowie seines Umfeldes. Damit wollte die Regierung einer moglichen
Unterschlagung von staatlichem Vermégen zuvorkommen.

Pour sa premiere visite officielle a I'étranger, Didier Burkhalter, nouveau chef du
département fédéral des affaires étrangeres s’est rendu en Autriche afin d’effectuer
une premiére prise de contact avec son homologue autrichien. Au mois de février, il
s’est envolé pour Londres ou s’est tenue la conférence internationale sur la Somalie.
Une rencontre avec le chef de la diplomatie allemande, Guido Westerwelle, s’est
déroulée dans le courant du mois de mars, l'occasion d’aborder la politique
européenne, les relations bilatérales et la présidence suisse de 'OSCE en 2014. Didier
Burkhalter a accompagné la présidente a Bruxelles pour trouver des solutions aux
questions institutionnelles et fiscales. Le conseiller fédéral s’est ensuite déplacé au
deuxieme Sommet sur la sécurité nucléaire en Corée du Sud. En paralléle, il a rencontré
le ministre des affaires étrangeres et du commerce sud-coréen, Kim Sung-Hwan. Cette
rencontre a marqué le cinquantieme anniversaire des relations diplomatiques entre la
Corée du Sud et la Suisse. En mai, Didier Burkhalter a participé au sommet de I'OTAN a
Chicago. Puis en été, il s’est rendu consécutivement au Liban, & Chypre et en Grande-
Bretagne. Au Liban, le chef de la diplomatie suisse a exprimé son soutien face aux défis
de la crise syrienne. A Chypre, les discussions ont également été centrées sur la
situation au Moyen-Orient, ainsi que sur la politique européenne, Chypre assurant la
présidence tournante de I'lUnion européenne. La visite a Londres s’est insérée dans une
stratégie d’intensification des relations entre les deux pays. Vaduz a ensuite recu le
conseiller fédéral a I'occasion d’une rencontre des ministres des affaires étrangeres de
I’Allemagne, I'Autriche et du Liechtenstein afin de renforcer la coopération et les
échanges entre les quatre pays. Au mois de septembre, le ministre s’est rendu a Paris et
Rome. Ces visites ont eu pour but de présenter les propositions suisses pour résoudre
les problémes institutionnels avec I'UE, ainsi que de discuter des dossiers fiscaux. La
rencontre avec le gouvernement italien a été I'‘occasion de se pencher sur la
coopération transfrontaliere. Le conseiller fédéral s’est ensuite rendu a I’Assemblée
générale de I'ONU & New York. Puis, il a effectué une visite en Espagne pour présenter la
politique européenne de la Suisse et discuter de la situation en Syrie avec son
homologue espagnol. En octobre, Didier Burkhalter a participé & la Conférence
ministérielle de la Francophonie a Kinshasa ou il a présenté le bilan de la présidence
suisse (2010-2012). Ce passage en RDC a été suivi d’'un déplacement au Burundi, ou le
conseiller fédéral a pu étudier les différents projets issus de la stratégie du DFAE dite
des Grands lacs, et d'un dernier déplacement en Egypte. Le chef de la diplomatie suisse
s’est ensuite rendu a Moscou dans le courant du mois d’octobre suite au renforcement
des relations bilatérales avec la Russie depuis 2007. En plus des questions
économiques, la présidence russe du G20 (2013), la présidence suisse de 'OCDE (2014),
la situation en Syrie et dans le Caucase, ainsi que le réle de médiateur de la Suisse dans
les relations entre la Russie et la Géorgie ont été abordés. A la fin du mois d’octobre,
Didier Burkhalter a entamé un grand voyage en Asie. |l a tout d'abord inauguré la
nouvelle ambassade de Suisse au Myanmar. Cette inauguration a marqué la premiere
visite officielle d"'un ministre suisse dans ce pays. Il a ensuite rejoint la présidente de la
Confédération au Laos pour le Sommet du Forum Asie-Europe (ASEM), suite auquel il
s’est envolé pour I'Indonésie au 5e Forum de Bali pour la démocratie, I'occasion de
rencontrer son homologue indonésien. Ce voyage asiatique s’est terminé par une
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conférence régionale des ambassadeurs en Thailande. En novembre, Bruxelles a
accueilli la réunion des ministres des finances et de I'économie de I'UE et de I'AELE,
|"occasion pour Didier Burkhalter de représenter la Suisse et d’aborder la thématique
des régulations des marchés financiers. Puis, le ministre a pris part a la conférence
ministérielle de I'OSCE a Dublin. En 2014, I'organisation sera présidée par la Suisse. En
décembre s’est tenu le Forum mondial contre le terrorisme a Abou Dhabi, auquel a
participé le ministre suisse. Cette rencontre été marquée par la signature du
mémorandum d’Alger par la Suisse. Ce dernier vise a renforcer la lutte contre le
terrorisme, le soutien aux victimes, ainsi qu’a renoncer a verser les rancons demandées
lors de prises d’otages. ¥’

Les discussions portant sur le reversement des fonds gelés en Suisse de |'ancien
gouvernement se sont poursuivies au cours de I'année sous revue. “°

La Confédération a signé un accord de coopération technique et financiére et d’aide
humanitaire avec I'Egypte. Cet accord vise a améliorer la coopération entre les deux
pays, notamment dans le cadre de la situation politique postrévolutionnaire en Egypte.
Pour ce faire, la Suisse a prévu une enveloppe de 30 millions de francs jusqu’en 2016.
Cet accord a cependant été refusé par le parlement égyptien. Les politiciens égyptiens
ont accusé cet accord d'étre une ingérence dans les affaires intérieures et de faire
courir a I'Egypte des risques d’espionnage en garantissant un acces trop important aux
ONG. Les arguments des parlementaires égyptiens peuvent étre mis en lien avec
d’autres accusations d’ingérence qui avaient déja été portées envers des ONG
américaines et allemandes en 2012.

En 2013, les événements politiques égyptiens ont soulevé la question de la rétribution
des fonds du dictateur Moubarak, fonds gelés en Suisse depuis 2011. La Suisse a
annoncé qu’elle rétribuerait ces fonds, soit 700 millions de francs, lorsque
I'indépendance de la justice serait garantie en Egypte. *

Le 6 aolt, Johann Schneider-Ammann a représenté la Suisse lors de l'inauguration du
nouveau canal de Suez.

Gute Dienste

Début novembre, la Suisse a organisé, a la demande du G7, le Forum arabe sur le
recouvrement des avoirs (Arab Forum on Asset Recovery, AFAR) & Geneve. Les
participants a la troisieme édition, présidée par la Suisse, I'Egypte et la Tunisie, ont
souligné que tous les Etats étaient responsables de la restitution des avoirs illicites au
profit des populations des pays concernés et qu'il était nécessaire d'intensifier la
collaboration internationale afin d'aider les pays arabes en transition dans leur
processus de recouvrement d’avoirs d’origine illicite. **

Au mois de décembre 2018, le Conseil fédéral publiait son rapport en réponse au
postulat «Bons offices. Faire un bilan des démarches de facilitation et de médiation
de la Suisse au niveau international». A titre de rappel, la notion de «bons offices»
regroupe différentes actions menées par la Suisse en faveur de la promotion de la paix:
les mandats de puissance protectrice et de représentation d'intéréts étrangers, la
politique d’Etat hote - organisation de conférences ou de négociations de paix sous
|'égide de la Suisse ou celui de I'ONU - ainsi que I'ensemble des activités relatives a la
facilitation du dialogue et a la médiation. Le rapport fait ainsi état des mandats de
puissance protectrice exercés notamment par la Suisse en Iran pour les Etats-Unis et
|'Arabie saoudite, en Géorgie pour la Russie ou encore en Egypte pour I'lran. Dans le
domaine de la médiation, le Conseil fédéral se félicite de pouvoir compter sur «un
solide réseau de contacts et des relations soigneusement entretenues depuis de
longues années», ayant par exemple permis a la Suisse d'exercer une médiation entre
I’Arménie et la Turquie en 2009 ou d'assurer des mandats de soutien tels que ceux
exercés depuis 2012 dans le contexte des conflits en Colombie ou au Myanmar. Si les
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bons offices permettent a la Confédération de se profiler sur la scéne internationale et
facilitent sous certains aspects le développement de la politique extérieure helvétique,
ils sont également synonymes de véritable valeur ajoutée. «lls servent I'image de la
Suisse», peut-on finalement lire en conclusion du rapport de I'exécutif fédéral. *

Im November 2020 erdffnete Bundesrat Cassis die Afghanistan-Konferenz in Genf,
welche von der UNO und der afghanischen Regierung organisiert wurde. Die
Veranstaltung diente der Diskussion von Moglichkeiten, um die Stabilitat in Afghanistan
zu starken. In seiner Eroffnungsrede lobte Cassis die Wahlpartizipation in Afghanistan,
trotz des blutigen Kriegs, und forderte eine politische Losung des Konflikts. Die Schweiz
setzt sich seit 2002 fur die Forderung der Menschenrechte, die Stérkung des
Rechtsstaats, die Verbesserung der Grundbildung, die landwirtschaftliche Entwicklung
und die nachhaltige Nutzung von Ressourcen in Afghanistan ein. Von 2017 bis 2020
wendete sie daflr jahrlich etwa CHF 26 Mio. auf. Cassis nutzte seine Anwesenheit an
der Konferenz zudem fur mehrere bilaterale Gesprache, unter anderem mit dem
afghanischen Prasidenten Ashraf Gani und dem afghanischen Aussenminister
Salahuddin Rabbani sowie mit dem deutschen Aussenminister Heiko Maas. *°

Im September 2021 nahm Bundesrat Cassis an der Afghanistan Konferenz der UNO teil,
an der die Situation in Afghanistan nach der Machtibernahme durch die Taliban
besprochen wurde. Das Ziel der Konferenz bestand darin, auf die grosse humanitére
Krise aufmerksam zu machen und die finanzielle Soforthilfe zu sichern. Bundesrat
Cassis kundigte eine Erhdhung der Mittel fur humanitare Hilfe um CHF 33 Mio. an,
womit sich die Schweizer Hilfe bis Ende 2022 auf rund CHF 60 Mio. belaufen werde.
Cassis erinnerte aber auch daran, dass finanzielle Hilfe alleine nicht ausreiche, und
forderte die Taliban auf, internationalen Organisationen und NGOs uneingeschrankten
Zugang zur Bevolkerung zu ermdéglichen. Auch die Achtung der Menschenrechte und der
Minderheitenschutz mussten garantiert werden. Aussenminister Cassis traf sich im
Rahmen der Konferenz unter anderem mit UNO-Generalsekretar Anténio Guterres, um
sich Uber die humanitéare Soforthilfe und die zuklnftige internationale
Entwicklungskooperation in Afghanistan zu unterhalten. “

Entwicklungspolitik

Dans le cadre du crédit de programme adopté en 1990 par les Chambres, différents
accords de financements mixtes ont été conclus avec les six pays suivants: Chine (100
millions de francs), Cote d'lvoire (34), Egypte (60), Inde (100), Indonésie (112) et
Zimbabwe (50). La part de la Confédération s'éléve au total a 200,5 millions de francs.
L'utilisation croissante des moyens mis a disposition par les financements mixtes,
observée en 1991, traduit a la fois I'amélioration des conditions appliquées ces
derniéres années ainsi que les besoins accrus de beaucoup de pays en développement
en financements extérieurs accordés a des conditions favorables. Les contributions de
la Confédération (295 millions de francs) accordées avant 1987 sous forme de préts
sans intérét a treize pays en développement ont été transformées en dons. Cette
conversion devrait permettre aux autorités helvétiques d'assurer I'égalité de traitement
entre les anciens et les nouveaux financements mixtes.

Des aides a la balance des paiements pour un montant total de 40 millions de francs
ont été accordées a la Bolivie, au Mozambique, au Nicaragua et au Rwanda. Différentes
mesures de désendettement ont également été prises. ¥/

Suite a la guerre civile et aux attaques aériennes américaines et anglaises sur le
territoire afghan, la Confédération a déployé un programme humanitaire afin de venir
en aide aux populations civiles. Un mini pont aérien a été mis en place entre Zurich et
Turkménabad, alors qu’un convoi de sept camions a suivi le méme trajet, acheminant
des tentes, des couvertures, des sacs de couchage et des ustensiles de cuisine. L'aide
suisse s’est effectuée en collaboration avec le Haut-Commissariat aux réfugiés (HCR).
De plus, le Conseil fédéral a augmenté son soutien financier a I'Afghanistan pour
I'année 2001 de 5 millions de francs, soit un total de 17,5 millions de francs. Enfin, la
DDC a annoncé son intention de rétablir une présence helvétique a Kaboul: I'antenne
humanitaire suisse a Islamabad devrait étre déplacée dans la capitale afghane en 2002,
apres qu’une mission d’évaluation aura donné son feu vert. En revanche, I"éventualité
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du retour d’un corps diplomatique a Kaboul, retiré depuis 1979, n'a pas été discutée. *°

Angesichts der Krise in Afghanistan forderte die APK-NR Ende August 2021 mittels einer
Motion einen Beitrag der Schweiz zu Stabilitat und Frieden in der Region. Die Schweiz
solle auch aufgrund ihrer humanitaren Tradition ihre Bemihungen in Zusammenarbeit
mit allen beteiligten Parteien verstarken und dem Parlament, wenn nétig, einen
Nachtragskredit fir die humanitare Hilfe in Afghanistan vorlegen, der gréossentechnisch
mit den Hilfszahlungen flr Syrien vergleichbar sei. In seiner Stellungnahme im
November zeigte sich der Bundesrat besorgt Uber die sich verschlechternde
Sicherheits- und Menschenrechtslage in Afghanistan. Die Schweiz habe Mitte
September an der Afghanistan-Konferenz der UNO teilgenommen und sei bereit, ihre
Guten Dienste anzubieten, sofern eine Nachfrage danach bestehe. Man habe Anfang
September zudem das Budget des DEZA-Kooperationsprogramms in Afghanistan fur das
Jahr 2021 um CHF 33 Mio. aufgestockt, von denen CHF 23 Mio. Uber einen
Nachtragskredit finanziert werden sollen. Auch im Jahr 2022 sei ein ausgeweitetes
Budget in der Hohe von CHF 27 Mio. vorgesehen, womit sich die Schweizer Hilfe bis
Ende 2022 auf CHF 60 Mio. belaufen werde. Da er die Anliegen der Motion als erfullt
ansah, beantragte der Bundesrat deren Ablehnung. *

Nach der Machtibernahme der Taliban in Afghanistan Anfang August 2021 und dem
gleichzeitigen Beschluss der USA und weiterer Staaten, ihre Truppen aus Afghanistan
abzuziehen und ihre Botschaften zu evakuieren, leitete auch das EDA am 14. August die
Evakuation des DEZA-Kooperationsbiiros in Kabul ein und schloss dieses
vorubergehend. Nebst drei Schweizer Staatsangehdrigen beschaftigte das
Kooperationsburo 38 lokale Mitarbeitende, die nach Einschéatzung des Bundesrats von
den Taliban als «westliche Kollarobateure» betrachtet werden kénnten und daher an
Leib und Leben gefahrdet seien, berichtete die NZZ. Das EDA gab am 16. August in einer
Medienmitteilung bekannt, dass man den Mitarbeitenden und ihren engsten
Familienangehorigen - insgesamt 230 Personen - ein humanitdres Visum fur die
Schweiz gewahre und sie dem Resettlement-Kontingent anrechenen werde. Seit 2019
wird jahrlich ein Kontingent von 1'600-2'000 Personen flr Resettlement-Flichtlinge
definiert. Unter Resettlement versteht man in Zusammenarbeit mit dem UNHCR die
dauerhafte Neuansiedlung besonders schutzbedurftiger Flichtline unter vollem
Flichtlingsschutz.

Tags darauf schickte das VBS 10 Soldaten nach Kabul, um die Bemuhungen vor Ort zu
unterstitzen.

Auch die Schweizer Parteien meldeten sich diesbezlglich zu Wort. Wie La Liberté am
18. August berichtete, hatte die SP innert kurzester Zeit eine Online-Petition gestartet,
welche die burokratielose Aufnahme von mindestens 5'000 afghanischen Flichtlingen
verlangte. Kurz darauf dréangten die SP, die Grlinen sowie zahlreiche Hilfsorganisationen
gar zur Aufnahme von 10'000 Flichtlingen, wie die NZZ festhielt. Am anderen Ende des
politischen Spektrums wehrte sich die SVP gegen jegliche Art von Kontingenten.

Am 19. August schob der Bundesrat derartigen Bestrebungen jedoch einen Riegel:
Bundesratin Karin Keller-Sutter dusserte zwar Verstandnis fir die Forderungen, doch
die Aufnahme ganzer Gruppen sei nicht moéglich, wie sie vor den Medien zu Verstehen
gab. Sie fuhrte aus, dass die Lage zu instabil sei, viele Menschen zurzeit nicht aus
Afghanistan ausreisen kénnten und man nicht wisse, ob Uberhaupt Bedarf bestehe.
Sobald das UNHCR Uberprift habe, ob und wie viele Menschen langfristig Schutz
brauchten, musse die Staatengemeinschaft als Ganzes und damit auch die Schweiz Uber
eine mogliche Aufnahme entscheiden.

Dies sorgte fur Kritik aus den Reihen der besagten Parteien. So kritisierte Grinen-
Prasident Balthasar Glattli (gp, ZH) in der NZZ, dass der Bundesrat «ein kaltes Herz»
zeige. Er musse sich vielmehr im Sinne der humanitaren Tradition der Schweiz aktiv fur
die Aufnahme von Flichtlingen einsetzen. Am 23. August vermeldete das EDA, dass ein
Charterflug mit medizinischem Personal und Covid-Schutzmaterial nach Usbekistan
gestartet sei, um die Evakuierungsanstrengungen samtlicher westlicher Lander zu
unterstitzen. In der Medienmitteilung teilte das EDA zudem mit, dass sich weiterhin 35
Schweizer Staatsangehdrige in Afghanistan befénden und man deren Repatriierung
vorbereite. Die Repatriierung wurde schliesslich am 27. August vom EDA fir beendet
erklart, nachdem insgesamt 385 Personen aus Afghanistan in die Schweiz geflogen
worden waren.

Weiterhin offen blieb die Frage, wie die Schweizer Entwicklungshilfe ihre Arbeit in
Afghanistan fortzusetzen gedenke. Die Weltwoche erklarte, dass die DEZA die
bestehenden Projekte anpassen und fortfihren wolle und sie schon in der
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Vergangenheit in den von den Taliban kontrollierten Gebieten téatig gewesen sei. Anfang
September beschloss der Bundesrat, das humanitare Engagement in Afghanistan zu
verstarken, indem zuséatzliche CHF 33 Mio. fur Hilfe vor Ort freigegeben wurden.
Insgesamt wdirde die Schweiz Uber die kommenden 16 Monate CHF 60 Mio. in
Afghanistan und die umliegenden Staaten investieren, erklarte der Bundesrat. *°

Aussenwirtschaftspolitik

La part des exportations d'armements sur le total des ventes de marchandises suisses a
|'"étranger n'a cessé de s'amenuiser au cours de ces derniéres années. En 1984, sa
quote-part ne représentait plus que le 0.65 pourcent, alors qu'en 1982, elle se situait
encore a 0.89 pourcent. Le dossier controversé du Pilatus PC-7 turbo-trainer a rebondi
a la suite de la publication de documents confidentiels de la fabrique de Stans, donnant
des indications détaillées sur les possibilités de transformer cet appareil en un avion de
combat. Tout en s'opposant & un postulat (Po. 83.522) du conseiller national B&dumlin
(ps, BE) chargeant les autorités de modifier I'ordonnance sur le matériel de guerre, afin
de soumettre a autorisation les ventes a I'étranger d'avions légers, le Conseil fédéral a
indiqué que I'éventuelle militarisation du PC-7 pourrait I'inciter a durcir les conditions
de son exportation. Une commission d'enquéte a d'ores et déja été instituée par le DMF
pour faire toute la lumiere sur cette affaire.

Le Conseil fédéral entend par ailleurs réglementer davantage les livraisons de matériel
destiné a des installations nucléaires. Pour la Suisse, qui a ratifié le Traité de non
prolifération des armes nucléaires en 1977, il s'agit de ne pas fournir de matériel aux
pays refusant le contréle de I'Agence internationale de I'énergie atomique. Pour
compléter les mesures de contrdle en vigueur, le gouvernement a modifié I'ordonnance
qui regle ces opérations. Elle soumet, entre autres, les industriels a I'obligation
d'annoncer certaines exportations destinées a I'enrichissement ou au retraitement du
combustible nucléaire. Enfin, un accord de coopération sur |'utilisation pacifique de
|'énergie nucléaire a été signé entre la Suisse et I'Egypte. Cet accord-cadre donnera a
I'industrie suisse d'exportation la possibilité de participer avec d'autres pays a la
réalisation d'un vaste projet nucléaire. *'

Alors qu'elle avait, au cours de ces derniéres années, accusé une baisse constante,
atteignant 0.65 pourcent en 1984, la part des exportations d'armements sur le total des
marchandises suisses vendues a |'étranger est brusquement remontée en 1985 & 0.81 %.
Le DMF a cependant tenu a préciser que cette hausse n'était pas due & un changement
dans la pratique des autorisations, mais aux fluctuations des commandes, ainsi qu'a la
complexité toujours plus grande du matériel fourni. Au total, 84 pays nous ont acheté
pour CHF 540.6 millions de matériel de guerre. Le destinataire le plus important a été
la Turquie (118.9 millions), suivie de I'Arabie séoudite (101.1) et du Nigéria (83.6).

Sur la base du rapport de la commission d'étude ad hoc du DMF, le Conseil fédéral a
finalement décidé de ne pas soumettre le Pilatus PC-7 & la |égislation sur le matériel de
guerre. Le gouvernement a toutefois reconnu que I'appareil pouvait facilement étre
transformé en avion de combat par certains pays ou celui-ci était livré. Les
considérations d'ordre juridique (éviter de créer un précédent), militaire (une
législation trop sévére nuirait a I'apport technique de Pilatus), économique (Pilatus
emploie 850 personnes, soit 22 % de la main-d'oeuvre de Stans) et diplomatique (ces
exportations ne nuisent pas a notre pays au point de devoir les interdire) I'ont
cependant emporté sur celles d'ordre moral. Le débat parlementaire, suscité au
Conseil national par un postulat (Po. 85.201) de la minorité de la Commission de gestion
lors de la session d'été, a largement conforté le Conseil fédéral dans sa position. Le
postulat, qui allait dans le sens d'une restriction dans I'exportation du PC-7, a été rejeté
par 95 voix contre 39 (en majorité socialistes). Voir aussi sur ce sujet I'interpellation (Ip.
84.497) Carobbio (psa, TI).

En vendant, par l'intermédiaire de I'ltalie, une septantaine de kilos de plutonium a la
France pour son surrégénérateur Superphénix, les Forces motrices bernoises (FMB) ont
placé le Conseil fédéral dans une position difficile. La politique suisse, en matiére de
livraisons de matériel destiné a des installations nucléaires, entend en effet respecter
le Traité de non-prolifération des armes nucléaires dont notre pays est membre. Or, la
France n'a jamais ratifié celui-ci et elle n'a pas exclu d'utiliser le surrégénérateur pour
la fabrication de bombes atomiques. Malgré son mécontentement lié a cette livraison,
le gouvernement américain a autorisé le retransfert en Suisse de 200 kilos de
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plutonium entreposés a La Hague et issus d'uranium enrichi américain.

De son coté, le Conseil national a approuvé I'amendement de l'article VI du statut de
I'Agence internationale de I'énergie atomique (AIEA) (MCF 85.018) garantissant un siége
permanent a la Chine populaire au sein du Conseil des gouverneurs, de méme que la
Convention sur la protection physique des matieres nucléaires (MCF 85.036) signée par
la Suisse en 1980. Il a en outre accordé une rallonge de CHF 15 millions pour permettre
la poursuite du projet de réacteur & haute température en collaboration avec
I'Allemagne fédérale (MCF 85.054). Ces trois dossiers doivent encore passer devant la
chambre des cantons. La Commission de I'énergie du Conseil national a quant a elle
pris position en faveur de l'approbation de l'accord de coopération sur ['utilisation
pacifique de I'énergie nucléaire signé I'année précédente avec I'Egypte (MCF 85.019)
apres avoir toutefois demandé un rapport complémentaire au Conseil fédéral. Cet
accord a soulevé le mécontentement de nos principales ceuvres privées d'entraide,
désireuses de voir nos exportations favoriser avant tout les petits projets axés sur les
besoins des couches les plus pauvres de la population. La motion (Mo. 85.974) déposée
par A. Fetz (poch, BS) demande que la GRE soit systématiquement refusée pour les
exportations de matériel nucléaire soumises a autorisation et notamment vers les pays
les plus pauvres du tiers monde. **

Le rapport sur la politique extérieure 2000 a été soumis aux Chambres par le
gouvernement. Le texte inventorie notamment les accords commerciaux signés durant
|"année avec la Croatie, I'Ukraine, la République fédérale de Yougoslavie et le Mexique,
ainsi que les mesures d'embargo décrétées envers lIlrak, la Sierra Leone et
I’Afghanistan. Il propose en outre a I'Assemblée fédérale la ratification de nouveaux
accords avec la République de Macédoine, le Liechtenstein, I'‘Allemagne et la
République d'Azerbaidjan. A relever qu’en 1999 le conseiller national Hans Zbinden (ps,
AG) avait demandé par voie de postulat (99.3093) que le Conseil fédéral transforme son
rapport annuel sur la politique économique extérieure en un document plus global qui
prendrait en considération des facteurs sociaux, écologiques ou culturels. Au cours de
I'année sous revue, le Conseil national a rejeté le postulat (55 voix pour, 80 voix contre),
suivant ainsi I'avis du gouvernement. **

Lors de la présentation des nouvelles orientations de la politique extérieure, le Conseil
fédéral a confirmé les intéréts que la Suisse portait & la conclusion d'un accord de
libre-échange avec les Etats-Unis, deuxieme partenaire commercial de la
Confédération. Le gouvernement a d‘ailleurs mis a I'examen I'opportunité d'un tel
accord aupres du Secrétariat d'Etat & I'économie (Seco). Au début du mois de juin, le
Conseil fédéral a chargé le DFE d’entamer des discussions exploratoires avec les Etats-
Unis. Apres avoir recu le feu vert de ces derniers pour entamer des discussions, le
conseiller fédéral Joseph Deiss s’est rendu a Washington durant deux jours, a la mi-
juillet, pour analyser la possibilité d’ouvrir des négociations sur un tel accord. L'Union
suisse des paysans (USP), inquiéte des colossales capacités d’exportation des
Américains, n'a pas tardé a réagir, et a menacé de lancer le référendum, dans le cas ou
un accord de libre-échange serait conclu. Les Etats-Unis ont toutefois déclaré, peu de
temps aprées la visite de Joseph Deiss, qu’ils doutaient de I'intérét d'un tel accord. Au
point mort jusqu’en fin d’année, les négociations devraient toutefois reprendre début
2006. George W. Bush, le président américain, a en effet déclaré en fin d"année que la
Suisse faisait partie des pays (avec I'Egypte, la Corée du Sud et la Malaisie) avec lesquels
il entendait passer rapidement un accord de libre-échange. *

En mars, le Conseil fédéral a refusé d'autoriser de nouvelles ventes d'armes au Pakistan,
a I'Arabie saoudite et a I'Egypte en raison de leur contexte politique respectif et de leur
respect des droits de I'nomme jugé déficient. Les autorisations accordées avant cette
décision ont toutefois été maintenues. En 2009, I’Arabie saoudite a en conséquence
été le deuxieme plus grand acheteur avec 132 millions de francs juste aprés I’Allemagne
avec 138 millions de francs. Le DFE a annoncé que la Suisse a exporté 727,7 millions de
francs de matériel de guerre vers 74 pays. Ce qui représentait une augmentation de
0,8% par rapport a I'année précédente et une part de 0,39% des exportations totales
de I'année sous revue. Il a également annoncé avoir autorisé 2493 demandes sur les
2504 qui avaient été faites (99,5%), 11 demandes ont été refusées pour sept pays de
destination. %
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Das Parlament nahm in diesem Zusammenhang eine Motion Leutenegger Oberholzer
(sp, BL) an, welche eine Gesetzesvorlage im Sinne eines Bundesgesetzes fir die
Blockierung von Geldern gestiirzter Potentaten verlangt. Darin sollen die Kriterien flr
ein derartiges Vorgehen klar vorgeschrieben werden. Ebenso fordert das Begehren die
eindeutige Festlegung der Kompetenzen innerhalb der Bundesverwaltung. l|hren
Vorstoss begrindete die Motionérin durch die Sperrung der Vermdgenswerte der
gestiirzten Machthaber Agyptens und Tunesiens 2011, welche der Bundesrat aufgrund
eines Verfassungsartikels rechtméassig, aber ihrer Ansicht zufolge erst spat ausfuhrte. *

Les exportations de matériel de guerre en 2012 ont représenté un total de 700,4
millions de francs. Ce montant reflete une baisse de 20% des exportations par rapport
a 20711, Les exportations ont été effectuées dans 68 pays, avec en téte I'Allemagne
(245,56 millions de francs), les Emirats Arabes Unis (132,8 millions) et I'ltalie (61,1
millions). Un cas particulier a marqué I'année sous revue: la livraison d’avions militaires
d’entrainement non armés avec les Emirats Arabes Unis a été soumise a la loi sur le
matériel de guerre, alors qu’elle aurait di étre soumise a la loi sur le contréle des biens.
Ce changement a été rendu possible car au moment de la demande, il n’était pas
possible d’exclure I'armement de ces avions sur sol suisse. En outre, 29 demandes de
préavis visant a obtenir une autorisation d’exporter avec un client ont été refusées sur
79 déposées. Les demandes refusées proviennent principalement d’Afrique et d'Asie.
Les autorités suisses ont témoigné d’une grande prudence concernant les exportations
vers les pays touchés par le printemps arabe. Premierement, le gouvernement
n’accorde plus de nouvelles autorisations pour I'exportation de matériel de guerre vers
I'Egypte, le Pakistan et I'Arabie Saoudite depuis 2009. Deuxiémement, la Suisse a
autorisé principalement I'exportation de systemes de défense aérienne qui ne s’averent
pas utilisables contre une population civile.

Landesverteidigung

Landesverteidigung

Les lézardes apparues ces dernieres années dans I'environnement politico-stratégique
de la Suisse se sont encore élargies en 1981. L'instabilité des régimes situés dans les
zones respectives d'intéréts vitaux des deux grandes puissances, les efforts marqués de
ces dernieres pour rétablir la discipline chez leurs alliés et le retour aux démonstrations
de force dans les relations Est-Ouest ont arraché I'Europe occidentale a la tranquillité
de la détente. Cependant, pas plus en Suisse que dans les pays européens membres de
I'OTAN, l'opinion n'a réagi unanimement aux avertissements réitérés des stratéges.
Cette année, le raidissement psychologique provoqué par I'occupation de I'Afghanistan
s'est moins vivement manifesté que la peur d'une hécatombe atomique. Pour la
troisieme fois consécutive, les Chambres ont adopté un programme annuel
d'armement dépassant le milliard de francs. En prévision de projets d'équipement
toujours plus codteux, le PSS a lancé son initiative tendant a soumettre les crédits
d'engagement du DMF au référendum facultatif.

Landesverteidigung und Gesellschaft

Bereits die parlamentarische Debatte iliber die Regierungsrichtlinien fihrte zu einer
Profilierung sowohl burgerlicher als auch linker Positionen und damit zu einer
Akzentuierung der  freisinnig-sozialdemokratischen Polarisierung in der
sicherheitspolitischen Lagebeurteilung. Zusatzlich aufgeladen wurden diese Reaktionen
durch aktuelle weltpolitische Entwicklungen, hauptsachlich die sowjetische Invasion
Afghanistans. So kritisierten burgerliche Votanten, dass der Bundesrat aus
finanzpolitischen Grinden den vom EMD angemeldeten Investitionsbedarf fir die Jahre
1980-83 von CHF 8'800 auf 7'600 Mio. herabsetzen will. Der Zlrcher Freisinnige
Friedrich, zugleich Prasident der nationalratlichen Militarkommission, forderte jahrlich
CHF 300 Mio. Mehrausgaben zur Verwirklichung des Armeeleitbildes 80. Angesichts der
veranderten internationalen Lage komme der Sicherheitspolitik die hochste Prioritat
zu, wobei allenfalls auch ein verspateter Budgetausgleich in Kauf zu nehmen sei. SP-
Président Hubacher (BS) dagegen betonte, erfolgreiche Sicherheitspolitik sei nicht nur
eine Frage der RiUstung, sondern auch der sozialen Reformpolitik. Es gehe nicht an, auf
dem zivilen Sektor zu sparen, aber bei der militéarischen Sicherheit ein Wachstum zu
fordern. Zuséatzliche Ausgaben durften auch nicht Uber Wehranleihen oder sonstige
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Sondermassnahmen finanziert werden, da eine Reprivatisierung der Armee nicht
akzeptierbar wére. %

Scharfere Voten fielen in der umfassenden Sicherheitsdebatte Uber den auf ein
freisinniges  Postulat  zurickgehenden bundesratlichen Zwischenbericht zur
Sicherheitspolitik, dessen Berechtigung vom sozialdemokratischen Fraktionssprecher
in Frage gestellt wurde. Bei der allgemeinen Kriegshysterie musse berlcksichtigt
werden, dass die Afghanistankrise in keinem direkten Zusammenhang mit Europa stehe.
Waren die Sozialdemokraten der Auffassung, das Parlament habe der Armee entgegen
den Klagen der Militars die zur Erflllung ihrer Aufgébe erforderlichen Mittel stets
gegeben, erachtete man burgerlicherseits die schweizerische Verteidigungsbereitschaft
als ungentgend. Mit Kriegspsychose habe es nichts zu tun, wenn eine tatsachliche
Bedrohung durch die UdSSR festgestellt werden miusse, obschon stets von
Entspannungspolitik die Rede gewesen sei. Der neue Vorsteher des EMD,
Bundesprésident Chevallaz, nahm die Gelegenheit wahr, alternative Konzepte wie den
Guerillakrieg abzulehnen, redete einer mobilen, aggressiven Verteidigung das Wort und
wies den Vorwurf zurtick, dass das Soziale der Rustung geopfert worden sei. Mit 109:6
Stimmen verwarf hierauf der Nationalrat einen Antrag der &ussersten Linken, vom
Bericht ablehnend Kenntnis zu nehmen. *

SP-Exponenten bemingelten demgegeniber den «Mechanisierungswahn», der der
Schweiz eine «Grossarmee in Taschenformat» beschert habe, und forderten eine
infanteristische, dezentralisierte Verteidigungsarmee. Afghanistan scheine fur gewisse
Kreise zum erwlnschten Alibi zu werden; Entspannungspolitik durfe aber nicht
kurzschlussiger Restauration des Kalten Krieges geopfert werden. Pazifistisch
orientierte Stimmen erhoben ausserdem den Vorwurf, die Armee sei zur rein
innenpolitischen, angeblich den Zusammenhalt férdernden «Schule der Nation»
reduziert worden. Was die Stimmburger anbelangt, so zeigte eine wissenchaftliche
Umfrage erneut, dass man am Ehesten bei den Verteidigungsaufwendungen zu sparen
winscht. Unter den verschiedenen Aufgabenbereichen des Bundes war die
Landesverteidigung der einzige, fur den eine Mehrheit der Befragten grossere
Sparanstrengungen forderte.

In einer anderen Repréasentativumfrage wurde die Landesverteidigung hinsichtlich
eines Zielkataloges schweizerischer Politik auf dem vorletzten Rang (vor UNO-Beitritt)
plaziert. Auf Grund einer anderen Umfrage wird auch gezeigt, dass nur 19 Prozent der
Befragten vermehrte Anstrengungen flr die Landsverteidigung beflrworteten, obschon
sie mehrheitlich unter dem Eindruck einer weltweit angewachsenden Kriegsgefahr
standen.

Militareinsatze

Suite a I'offensive américaine en Afghanistan, le Conseil d'Etat genevois a demandé au
gouvernement de mobiliser 50 gardes-fortifications ou soldats en cours de répétition
pour aider la police du canton a assurer les taches de surveillance des représentations
diplomatiques. La sécurité des ambassades est en effet a la charge de la Confédération.
Celle-ci a en partie accédé a la demande du canton en déléguant 30 gardes-
fortifications qui, du ler au 15 novembre, se sont chargés de la protection des
batiments a risques.

Selon le Département de la Défense, de la Protection de la population et des Sports
(DDPS), 243 militaires étaient engagés a I’étranger au début du mois de décembre de
'année sous revue. Outre les activités de la Swisscoy au Kosovo, des officiers
supérieurs étaient en mission en Afghanistan et en Corée. Au Proche-Orient, dans le
Caucase et en Afrique, ils remplissaient des fonctions d’observateurs de I'ONU ou de
I"'OSCE. Dans les Balkans, en Afrique, en Irak ou au Sri Lanka, ce sont des conseillers
dans le cadre de programmes de déminage qui étaient engagés. ¢
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Au vu de la détérioration de la situation sur le terrain, le conseiller fédéral Samuel
Schmid a décidé de rappeler pour le ler mars 2008 les deux officiers d'état-major
collaborant avec I'International Security Assistance Force (ISAF) en Afghanistan. ®

L'engagement de I'armée suisse en Afghanistan a officiellement pris fin au mois de
février, aprés quatre années. Depuis le début de la mission en 2003, 31 officiers, dont
trois médecins, ont été engagés au total. **

Anfang 2014 skizzierte der Bundesrat in seiner Botschaft, wie militarisches Personal zur
Sicherheitsberatung von Schweizer Vertretungen im Ausland zu Hilfe genommen
werden soll. Dies betrifft vorwiegend diplomatische Vertretungen in Landern mit
prekarer Sicherheitslage. Hierflr sollen befristete Einsatze einer kleinen Zahl
unbewaffneter und zivil gekleideter Armeeangehoriger ermdéglicht werden. Da es sich
dabei um einen Assistenzdienst im Ausland mit einer Dauer von Uber drei Wochen
handelt, bedarf es der Genehmigung durch das Parlament. Die Regierung stellt sich vor,
dass bis zur Militéargesetzrevision - die solche Einsatze neu regeln wird - héchstens drei
Armeeangehorige flur derartige Mandate eingesetzt werden kdénnen. Das EDA
Ubernimmt die Einsatzverantwortung fuar diese bis Ende 2016 laufenden
Dienstleistungen. Ein konkreter Einsatz wurde flr die Schweizer Vertretung in Kairo
vorgesehen. Im Standerat wurde dieser Antrag in der Frihjahrssession besprochen. Die
sicherheitspolitische Kommission (SiK-SR) hatte marginale Anderungen beantragt, um
einerseits sprachliche Ungenauigkeiten zwischen der deutschen und der franzdsischen
Fassung auszumerzen sowie andererseits und substantieller, um eine Beschrankung der
Einsétze auf maximal zwolf Monate pro Person aufzuheben. Das Plenum folgte seiner
Kommission einstimmig. Im Nationalrat gab es kaum Diskussionen und trotz einiger
grundsatzlicher Unmutsbekundungen Uber die Genehmigungspraxis solcher Einsatze
wurde die Botschaft im Sinne des Standerates verabschiedet. ¢

Des membres du Détachement de reconnaissance de I'armée 10 (DRA 10) - force
spéciale de l'armée suisse - ont été dépéchés a Kaboul pour aider les 30
ressortissant.e.s suisses, le personnel afghan employé par Berne et leurs familles a
joindre la zone de I'aéroport contrdlée par I'armée américaine, afin que ces personnes
soient rapatrié.e.s en Suisse. ¢

Ausriistung und Beschaffung

Dans sa réponse a une question du conseiller national Josef Lang (pe, ZG) relative a
|’'exportation de chars Piranha par la société Mowag a destination de la Roumanie, et
|"utilisation prévue de ceux-ci par ce dernier pays en Irak et en Afghanistan, le Conseil
fédeéral a précisé que I'engagement des troupes roumaines et de leur matériel de guerre
n'intervenait pas dans le cadre d'une guerre contre I'lrak ou I'Afghanistan, mais suite a
des résolutions adoptées par le Conseil de sécurité de I'ONU. Il a ajouté que I'utilisation
de ces chars en Irak et en Afghanistan n’entrait pas dans le cadre de conflits entre
Etats, mais d’opérations visant au rétablissement et au maintien de I'ordre social et
étatique. Le gouvernement a donc estimé que ces exportations ne posaient pas
probléme. ¢

Offentliche Finanzen
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Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

In der Herbstsession 2016 behandelte der Standerat als Erstrat das
Stabilisierungsprogramm 2017-2019. Roberto Zanetti (sp, SO) stellte einen
Minderheitsantrag auf Rickweisung, der den Auftrag an den Bundesrat beinhaltete, die
Berechnung des Konjunkturfaktors an die makrodkonomischen Gegebenheiten
anzupassen und entsprechend die Handhabung der Schuldenbremse zu Uberprifen.
Die kleine Kammer lehne diesen Antrag mit 31 zu 13 Stimmen und der Begrindung ab,
dass die Schuldenbremse nicht in Frage gestellt werden sollte. Bei der Behandlung des
Programms reduzierte der Standerat die Sparanstrengungen des Bundesrates deutlich.
Wéhrend der Bundesrat Einsparungen von CHF 796 Mio. (2017), CHF 898 Mio. (2018) und
CHF 978 Mio. (2019) vorgesehen hatte, verringerte die kleine Kammer diese auf CHF 652
Mio. (2017), 637 Mio. (2018) und 702 Mio. (2019). Insbesondere bezlglich der
Landwirtschaft und der Bildung zeigte sich der Standerat grosszugig: Bei der
Landwirtschaft strich er sémtliche Sparmassnahmen bei den Direktzahlungen (CHF 62-
69 Mio. jahrlich), da die Einkommen der Bauern - wie Peter Hegglin (cvp, ZG)
argumentierte - bereits sehr tief waren und sich Letztere gerade erst auf die neuen
Zielsetzungen, Grundlagen und Rahmenbedingungen der Agrarpolitik 2014-2017
eingestellt hatten. Unverdndert beliess der Stéanderat die Vorlage des Bundesrates
bezlglich der Investitionskredite und der landwirtschaftlichen Strukturverbesserungen.
Bei den Bildungsausgaben reduzierte er den vom Bundesrat vorgeschlagenen
Sparbetrag um CHF 74-108 Mio. und folgte damit dem Antrag Noser (fdp, ZH) als
Sprecher der WBK-SR. Als Kantonsvertreter verzichtete der Standerat zudem gegen den
Willen des Bundesrates darauf, die Integrationsbeitrage an die Kantone sowie die
Bundesanteile an den Krankenkassenprémien-Verbilligungen zu reduzieren, da dies zu
einer Mehrbelastung der Kantone gefuhrt hatte. Zuséatzlich zu den vom Bundesrat
vorgeschlagenen  Sparanstrengungen wollte die FK-SR hingegen bei der
Entwicklungshilfe sparen. Als Beflrworter dieser zusatzlichen Reduktion um weitere
CHF 100 Mio. argumentierte zum Beispiel Philipp Muller (fdp, AG), dass die
diesbezlglichen Ausgaben in den letzten Jahren stetig angestiegen seien, ihre Wirkung
hingegen fraglich sei. Werner Hosli (svp, GL) ergénzte, dass die bisherigen Zahlungen
offensichtlich die steigenden Asylkosten nicht hatten verhindern kénnen. Christian
Levrat (sp, FR) rief dementgegen in Erinnerung, dass das Parlament die APD-Quote -
also den prozentualen Anteil der O&ffentlichen  Entwicklungshilfe — am
Bruttonationaleinkommen - im  Februar 2011 auf 0,5 Prozent des
Bruttonationaleinkommens (BNE) erhéht hatte. Zudem kénne die zusétzliche Reduktion
gemass Bundesrat Burkhalter zur Streichung ganzer Projekte in Nordafrika, dem
Mittleren Osten und Afghanistan fihren. Knapp entschied sich der Standerat mit 25 zu
19 Stimmen gegen seine Kommission und erhéhte den Sparbetrag bei der
Entwicklungshilfe nicht zusatzlich. In der Wintersession 2016 befasste sich der
Nationalrat mit diesem Geschaft. *®

Voranschlag

Noch bevor der Nachtrag Ila vom Parlament behandelt worden war, reichte der
Bundesrat Mitte September 2021 den Nachtrag Il zum Voranschlag 2021 in der Hohe
von CHF 79.4 Mio. nach. Damit sollten insbesondere wie bereits im Vorjahr
coronabedingte Einnahmenausfélle im Schienengtterverkehr (CHF 25 Mio.) abgegolten
und das verstarkte Engagement in Afghanistan nach der Machtibernahme der Taliban
(CHF 23 Mio.) finanziert werden. Zudem wurden Leistungen des Bundes an die ALV (16.7
Mio.) notig, da der veranschlagte Bundesbetrag fir das laufende Jahr sowie der
ausbezahlte Bundesbetrag des Vorjahres zu tief waren. Auch die Zulagen an die
Milchwirtschaft (CHF 10 Mio.) mussten im Jahr 2021 aufgrund eines grésseren
Milchkuhbestands erhéht werden. CHF 20 Mio. waren schliesslich als
Verpflichtungskredit zur Deckung von Kursschwankungen beim
«Aufklarungsdrohnensystem 156» vorgesehen, CHF 7 Mio. flr die Behebung von
Unwetterschaden vom Juli 2021 bei der Bahninfrastruktur und CHF 8.5 Mio. stellten
Kreditlibertragungen aus dem Voranschlag 2020 dar. ¢’
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Einen Tag nach dem Stédnderat machte sich auch der Nationalrat an die Beratung des
Voranschlags der Eidgenossenschaft 2022 mit integriertem Aufgaben- und Finanzplan
2023-2025. Sarah Wyss (sp, BS) und Daniel Brélaz (gp, VD) prasentierten dem Rat das
Budget aus Sicht der Mehrheit der FK-NR: Der Bundesrat habe ordentliche Ausgaben in
der H6he von 77.7 Mrd. und ausserordentliche Ausgaben von CHF 3.0 Mrd. vorgesehen.
Bei ordentlichen Einnahmen von CHF 77.1 Mrd. und ausserordentlichen Einnahmen von
CHF 1.5 Mrd. bleibe damit aufgrund der Schuldenbremse ein struktureller Uberschuss
und somit ein Handlungsspielraum von CHF 44 Mio. Die Kommissionsmehrheit plane
«kleinere Adjustierungen» mit Mehrausgaben von CHF 273 Mio. Bei 12
Mehrheitsantragen zur Schaffung von Differenzen zum Standerat lagen der grossen
Kammer in der Folge auch etwa 40 Minderheitsantrage vor, grosstenteils von der SVP-
oder der SP- und der Grunen-Fraktion. Differenzen zum Erstrat schuf der Nationalrat
dabei jedoch nur wenige, zeigte sich dabei aber mehrheitlich grosszlgiger als der
Erstrat.

In der Eintretensdebatte hoben die Fraktionssprecherinnen und -sprecher erneut die
spezielle Situation aufgrund der noch immer nicht ganz Uberstandenen Corona-
Pandemie hervor, beurteilten diese aber sehr unterschiedlich. So sprach etwa Lars
Guggisberg (svp, BE) von einer «dUsteren» Situation aufgrund des grossen Anstiegs der
Nettoschulden, wéahrend FDP-Sprecher Alex Farinelli (fdp, TI) zwar das Defizit beklagte,
aber auch den langfristigen Nutzen der entsprechenden Ausgaben hervorhob.
Optimistischer zeigten sich die Gbrigen Kommissionssprechenden. Michel Matter (glp,
GE) schéatzte etwa die Situation der Schweiz als «solide» ein, Alois Gmur (mitte, SZ)
zeigte sich erfreut Uber die insgesamt gute Situation der Schweizer Wirtschaft, verwies
jedoch auch auf die noch immer stark leidenden Branchen. Ursula Schneider Schittel
(sp, FR) und Felix Wettstein (gp, SO) strichen schliesslich die im Vergleich zum Ausland
«gute Schuldensituation» (Schneider Schittel) heraus. Finanzminister Maurer bat den
Rat im Hinblick auf den héarter werdenden «internationaleln] Konkurrenz- und
Verdrangungskampf» um Zurtickhaltung bei zusatzlichen Ausgaben.

Mit den mahnenden Worten des Finanzministers in den Ohren startete der Nationalrat
in die Detailberatung von Block 1 zu Beziehungen zum Ausland und zur Migration. Hier
schuf er zwei Differenzen zum Sténderat: So wollte die Kommissionsmehrheit den
Kredit zuhanden des SECO fur Darlehen und Beteiligungen an Entwicklungslander
gegenlber dem bundesratlichen Vorschlag um CHF 10 Mio. erhéhen und damit die
Reduktion gegenlber dem Vorjahr rickgangig machen. Der Bundesrat habe bei der
Sifem, der Entwicklungsfinanzierungsgesellschaft des Bundes, bereits 2020 CHF 10 Mio.
zuséatzlich zur Milderung der Corona-Probleme eingeschossen - diese sollen nun
kompensiert werden, erklarte Minderheitensprecher Egger (svp, SG), der den
Kirzungsantrag vertrat, die Differenz zum Vorjahr. Da dieser Nachtragskredit damals
aber vollstandig kompensiert worden sei, erachtete die Kommissionsmehrheit diese
Kirzung nicht als angebracht und setzte sich im Rat mit 107 zu 74 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) durch. Ohne Minderheitsantrag erhdhte der Nationalrat zudem auf
Antrag seiner Kommission den Sollwert flr die Mindestanzahl Freihandelsabkommen fur
die Finanzplanjahre 2024 und 2025. Der Bundesrat hatte hier fur die Finanzplanjahre
jeweils 34 Freihandelsabkommen vorgesehen, die Kommission erhéhte diese Zahl auf
35 (2024) respektive 36 (2025).

Im Vorfeld der Budgetdebatte hatte der Vorschlag der APK-NR, dass die Schweiz eine
dritte Kohasionsmilliarde sprechen und sich damit quasi eine Beteiligung an
verschiedenen Projekten, unter anderem an Horizon, erkaufen kdénne, fir mediale
Aufmerksamkeit gesorgt. Auf Antrag der APK-NR beantragte die Mehrheit der FK-NR
nun dem Nationalrat, eine dritte Beteiligung der Schweiz an der Erweiterung der EU
2019-2024 in der Hohe von CHF 953.1 Mio. freizugeben, diese aber von einer bis Ende
Juni 2022 unterzeichneten Assoziierungsvereinbarungen zwischen der Schweiz und der
Europaischen Union zur Teilnahme an verschiedenen laufenden EU-Programmen
abhéngig zu machen. Eine Minderheit Guggisberg beantragte in Ubereinstimmung mit
dem Bundesrat die Streichung dieses zusatzlichen Kreditpostens. Finanzminister
Maurer bat den Rat eindringlich darum, darauf zu verzichten, da man sich «mit einer
solchen Aufstockung in Brissel eher blamieren wirde [...]. Die Erwartungen in Brissel
sind vollig anderer Natur; sie bestehen nicht darin, dass wir hier einfach etwas
bezahlen, und dann lauft alles.» Mit 93 zu 84 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) folgte der
Nationalrat der Minderheit. Die (fast) geschlossen stimmenden Fraktionen der SVP und
der FDP.Liberalen sowie die Mehrheit der Mitte-Fraktion setzten sich in dieser Frage
durch.

Ansonsten lagen in diesem Block verschiedene Minderheitenantréage von linker und
rechter Ratsseite fur Aufstockungen und Kirzungen vor, die jedoch allesamt erfolglos
blieben, etwa eine Aufstockung des Budgets des EDA flr humanitéare Aktionen
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zugunsten des Engagements in Afghanistan und den umliegenden Landern (Minderheit
Friedl: sp, SG), eine Erhdéhung des Kredits fur zivile Konfliktbearbeitung und
Menschenrechte (Minderheit Badertscher: gp, BE) und einen erneuten Beitrag von CHF
300'000 an den Access to Tools Accelerator (Minderheit Friedl) sowie auf der anderen
Seite eine Reduktion der Beitrage an multilaterale Organisationen, an die
Entwicklungszusammenarbeit und an die Lédnder des Ostens (Minderheiten Grin: svp,
VD).

Im zweiten Block zu den Themen «Kultur, Bildung, Forschung und Sport» schuf der
Nationalrat keine Differenzen zum Erstrat. Er folgte dem Sténderat bei seiner
Aufstockung des Kredits fur Sportverbdnde und andere Organisationen um CHF
660'000, mit der - wie in den Planungsgrossen vermerkt wurde - eine unabhéngige
nationale Anlauf- und Meldestelle fur Misshandlungen im Schweizer Sport geschaffen
werden sollte. Eine Minderheit Sollberger (svp, BL) unterlag mit ihrem Antrag auf
Streichung der Aufstockung mit 112 zu 69 Stimmen (bei 4 Enthaltungen). Auch die vom
Standerat vorgenommenen Aufstockungen beim Bundesamt fur Meteorologie und
Klimatologie hiess der Nationalrat entgegen zweier Minderheitsantrage Egger deutlich
gut (129 zu 55 Stimmen bei 1 Enthaltung respektive 129 zu 56 Stimmen). Abgelehnt
wurden in der Folge auch verschiedene Streichungsantrége Nicolet (svp, VD), Schilliger
(fdp, LU) und Sollberger bei den Covid-19-Leistungsvereinbarungen zur Kultur, bei der
Covid-19-Soforthilfe fur Kulturschaffende und Kulturvereine im Laienbereich sowie bei
den Covid-19-Finanzhilfen.

Verschiedene Differenzen zum Erstrat entstanden hingegen im dritten Block zur
sozialen Wohlfahrt und Gesundheit. So erhdhte der Nationalrat auf Antrag der
Kommissionsmehrheit die Gelder flr die Familienorganisationen bei den Krediten des
BSV, die Finanzhilfen unter anderem zur Elternbildung oder zur familienerganzenden
Kinderbetreuung beinhalten, im Voranschlags- und den Finanzplanjahren um CHF 1 Mio.
Der Bundesrat und eine Minderheit Guggisberg hatten die Ablehnung der Aufstockung
beantragt, zumal fur eine solche Unterstlitzung auch institutionelle Voraussetzungen
geschaffen werden mussten. Auch den Kredit fur den Kinderschutz und die
Kinderrechte erhohte die grosse Kammer um CHF 390'000, um damit die
privatrechtliche Stiftung «Ombudsstelle Kinderrechte Schweiz» zu finanzieren, deren
Schaffung eine angenommene Motion Noser (fdp, ZH; Mo. 19.3633) verlangt hatte. Der
Bundesrat hatte sich gegen diese Aufstockung gestellt, zumal die rechtliche Grundlage
fr diesen Kredit noch nicht bestehe. «Wir kénnen ja nicht Gelder einsetzen, wenn wir
dafur keine legale Grundlage haben», betonte Finanzminister — Maurer.
Kommissionssprecher Brélaz argumentierte hingegen, man kdénnen nicht «tout
contréler pendant deux-trois ans», bevor man damit beginnt, die Gelder einzusetzen.
Abgelehnt wurden in diesem Block Antrége auf Kreditkirzungen bei der Gleichstellung
von Frau und Mann, die eine Minderheit Sollberger beantragt hatte. Eine Plafonierung
gegenlber dem Vorjahr hatte geméass Sollberger «keinen Einfluss auf weniger oder
mehr Gleichstellung». Ebenfalls erfolglos blieb ein Antrag Glarner (svp, AG) auf
Streichung des Beitrags an ein spezifisches Projekt des Vereins Netzcourage sowie ein
Minderheitsantrag Nicolet zur Anderung der Planungsgréssen zur Bundesfinanzierung
der Covid-19-Tests: Diese sollte nur solange gewahrt werden, wie die Covid-19-
Zertifikatspflicht gilt. Auch ein Minderheitsantrag Schilliger, der die Leistungen des
Erwerbsersatzes mit Verweis auf die vierte Revision des Covid-19-Gesetzes nur bis
Ende Juni 2022 gewéhren und die Covid-19-Situation anschliessend neu beurteilt
wissen wollte, fand keine Mehrheit.

Auch im vierten Block zu Landwirtschaft, Tourismus und Steuern wich der Nationalrat
in einem Punkt von den Entscheiden des Standerates ab: Bei der Nachmeldung flr ein
Tourismus-Recovery-Programm von CHF 17 Mio. wollte die Kommission die Gelder zu je
50 Prozent fur Marketingkampagnen von Schweiz = Tourismus und fur
Entlastungszahlungen an touristische Partnerorganisationen verwenden. Der Bundesrat
und der Standerat hatten keine entsprechenden Einschrankungen vorgenommen,
weshalb geméass den beiden Kommissionssprechenden wie tblich zwei Drittel in die
gesamtschweizerischen Marketingkampagnen fliessen wiuirden. Jedoch sei eine
Werbekampagne in Sudafrika momentan - auch aus &kologischer Sicht - nicht
«unbedingt gerade unser Hauptziel», betonte Kommissionssprecherin Wyss.
Stillschweigend stimmte der Nationalrat diesem Antrag seiner Kommission zu.

Hingegen folgte der Nationalrat dem Stédnderat in diesem Block bei der Erhdhung der
Zulagen fur die Milchwirtschaft und den Beihilfen flr den Pflanzenbau. Eine Minderheit
Munz (sp, SH) hatte beantragt, auf erstere Erhéhung zu verzichten und dem Bundesrat
zu folgen. Der Bundesrat wolle die Verkehrsmilchzulage erhdhen, aber die
Verkasungszulage senken, da Letztere aufgrund von Fehlanreizen zu einer zu grossen
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Menge Kése von geringer Qualitét fihre. Die von der Kommission beantragte Erhéhung
zugunsten der Verkésungszulage wurde folglich die bisherige Marktverzerrung noch
zementieren. Finanzminister Maurer wies Uberdies darauf hin, dass man entsprechende
Erhdhungen - falls notig - lieber erst mit den Nachtragskrediten vorlegen wirde, wenn
man die dazugehorigen Zahlen kenne. Mit 105 zu 61 Stimmen (bei 20 Enthaltungen)
sprach sich der Nationalrat jedoch fir die Erhéhung aus. Die ablehnenden Stimmen
stammten grosstenteils von der SP-, einer Mehrheit der GLP- und einer Minderheit der
FDP.Liberalen-Fraktion, die Enthaltungen grosstenteils von der Grinen-Fraktion.

Auch in diesem Block blieben zwei Minderheitsantrége erfolglos: Eine Minderheit |
Fischer (glp, LU) und eine Minderheit Il Gysi (sp, SG) unterlagen mit Antrégen auf
Erhdhungen bei der direkten Bundessteuer respektive bei der Mehrwertsteuer, beim
Globalbudget der ESTV sowie in den Finanzplanjahren. Die zusatzlichen Mittel sollten
zur Schaffung von je funf zuséatzlichen Steuerkontrollstellen und somit zur Erhéhung des
Steuerertrags eingesetzt werden und sich so mittelfristig quasi selbst finanzieren.

Im fiinften Block zu Verkehr, Umwelt, Energie und Raumplanung entschied sich der
Nationalrat bezuglich zweier Punkte zum Bundesamt flir Energie anders als der
Standerat. Letzterer hatte den Kredit fur das Globalbudget des BFE sowie flr das
Programm EnergieSchweiz gegenlber dem bundesratlichen Entwurf erhéht. Die
Mehrheit der FK-NR beantragte nun bei beiden Kreditposten eine zusatzliche Erhéhung
um CHF 2.9 respektive CHF 8.3 Mio., wobei die zusatzlichen Gelder beim Globalbudget
zur Finanzierung des durch die Erhéhung beim Programm EnergieSchweiz begriindeten
Aufwands eingesetzt werden sollten. Damit wollte die Kommission gemass ihrem
Sprecher Brélaz in den wenigen Bereichen, in denen die Finanzierung entsprechender
Projekte Uber das Bundesbudget lauft, nach der Ablehnung des CO2-Gesetzes erste
Massnahmen zum Klimaschutz treffen. Eine Minderheit Egger sprach sich gegen die
Erhdhung aus, zumal im Energiebereich zuerst die Problematik der
Stromversorgungslicke gelost werden musse. Finanzminister Maurer wehrte sich vor
allem dagegen, nach der Ablehnung des CO2-Gesetzes einzelne Punkte «quasi durch
die Hintertire einfach wieder aufs Tapet» zu bringen. Mit 115 zu 67 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) hiess der Nationalrat die Erhéhung jedoch gut, abgelehnt wurde sie von
einer Mehrheit der SVP-, der Halfte der Mitte- und einer Minderheit der FDP.Liberalen-
Fraktion.

Erhoht gegentuber dem bundesratlichen Antrag wurde auch der Kredit fur das
Globalbudget des ARE. Hier hatte der Standerat zuvor entschieden, CHF 100'000 mehr
fur das Projekt Swiss Triple Impact, ein Forderprogramm zur Erreichung von
nachhaltigen Entwicklungszielen, einzusetzen, und der Nationalrat folgte ihm mit 115 zu
69 Stimmen (bei 1 Enthaltung). Der Finanzminister hatte die Erhéhung bei einem Sach-
und Betriebsaufwand des ARE von CHF 9 Mio. als unndtig erachtet. Auch bei der
Aufstockung der Einlage des BIF folgte der Nationalrat seinem Schwesterrat: Hier soll
der Maximalbetrag und somit zusatzlich CHF 233 Mio. eingestellt werden, um
sicherzustellen, dass auch zukinftig gentgend Geld fur den Bahnverkehr vorhanden ist,
betonte Kommissionssprecherin Wyss. Dies erachteten der Bundesrat und eine
Minderheit Schilliger als nicht notwendig, da der Fonds genligend stark gedufnet sei. Mit
125 zu 59 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) folgte der Nationalrat jedoch der kleinen
Kammer.

Abgelehnt wurden hingegen ein Kurzungsvorschlag einer Minderheit Egger bei den
Umweltschutzmassnahmen des BAZL - Egger hatte argumentiert, die Erhéhung beruhe
lediglich auf der Vermutung des BAZL, dass es zuklnftig mehr Umweltschutzgesuche
geben kénne - sowie ein Einzelantrag Riegger (svp, OW) zur Aufstockung des Kredits
des BAFU um CHF 6 Mio., mit der nach der Ablehnung des revidierten Jagdgesetzes die
durch Wolfe verursachten Schaden abgegolten und der zuséatzliche Aufwand
entschadigt werden sollten.

Im sechsten Block zum Themenbereichen Eigenaufwand und Schuldenbremse schlug
eine Kommissionsmehrheit in Ubereinstimmung mit dem Standerat vor, verschiedene
Kredite beim Bundesamt fur Verkehr ausserordentlich zu verbuchen, um so die zuvor
vorgenommene Erhdéhung der BIF-Einlage finanzieren zu kénnen. Anders als der
Standerat beabsichtigte die Mehrheit der FK-NR zudem, eine Nachmeldung des
Bundesrates im Bereich Covid-19-Arzneimittel und -Impfleistungen in der Hohe von
CHF 57 Mio. ausserordentlich zu verbuchen - da man noch zuséatzliche Ausgaben
beschlossen habe, kdnne nur so die Schuldenbremse eingehalten werden, begriindete
Kommissionssprecher Brélaz den Vorschlag. Eine Minderheit Schwander (svp, SZ)
wehrte sich gegen diese Umbuchungen, da sie gegen die Schuldenbremse und das
Finanzhaushaltsgesetz verstossen wulrden. Diese Meinung teilte auch der
Finanzminister, ihm ging das Parlament «mit [seiner] Interpretation [des FHGI hier zu
weit», auch wenn die Interpretation der Gesetze keine exakte Wissenschaft sei. Der
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Nationalrat stimmte den Umbuchungen jedoch mit 133 zu 50 Stimmen respektive 133 zu
49 Stimmen zu.

Eine weitere Differenz schuf der Nationalrat stillschweigend bezlglich der
Planungsgrossen beim VBS: Dort soll eine neue Planungsgrosse daflir sorgen, dass die
Bruttomietkosten ab 2025 um 2 Prozent gesenkt wund damit gemass
Kommissionssprecherin Wyss CHF 400 Mio. jahrlich «freigespielt» werden sollen.
Erfolglos blieben die Minderheitsantrage Sollberger und Strupler (svp, TG), welche die
Kredite fir das Bundespersonal gegentber dem bundesratlichen Vorschlag um CHF 1.8
Mio. (2022, Minderheit Sollberger) respektive um CHF 10.9 Mio. (2023), CHF 117 Mio.
(2024) und CHF 265 Mio. (2025, alle Minderheit Strupler) reduzieren wollten. Damit
hatte auf zusatzliche Stellen fur die Strategie Social Media/Digitalisierung verzichtet
(Sollberger) respektive «das ungebremste Personalwachstum beim Bund» gebremst
werden (Strupler) sollen. Zuvor hatte bereits der Stédnderat die Ausgaben im
Voranschlags- und den Finanzplanjahren um CHF 21 Mio. reduziert. Mit 131 zu 52
Stimmen respektive 133 zu 50 Stimmen lehnte der Nationalrat die beiden Antrége ab,
folgte damit dem Bundesrat und schuf eine weitere Differenz zum Erstrat. Erfolglos
blieb auch ein Kdrzungsantrag Egger beim Ressourcenpool des Generalsekretariats
UVEK.

Mit der Bereinigung des Entwurfs, bei welcher der Nationalrat seiner Kommission in fast
allen Punkten gefolgt war, hatte der Nationalrat den Ausgabeniberschuss von CHF 2.08
Mrd. (Bundesrat) respektive CHF 2.32 Mrd. (Standerat) auf CHF 2.36 Mrd. erhéht -
durch die Umbuchung einzelner zusatzlicher Ausgaben auf das Amortisationskonto
(ausserordentliche Ausgaben Bundesrat: CHF 3.03 Mrd., Standerat: CHF 3.25 Mrd.,
Nationalrat: CHF 3.30 Mrd.) konnte die Schuldenbremse jedoch eingehalten werden.
Mit 130 zu 44 Stimmen (bei 7 Enthaltungen) nahm der Nationalrat den Voranschlag 2022
an. Die ablehnenden Stimmen stammten von Mitgliedern der SVP-Fraktion und von
Stefania Prezioso (egsols, GE), die Enthaltungen ausschliesslich von Mitgliedern der
SVP-Fraktion. Letztere sprachen sich teilweise auch gegen die Ubrigen
Bundesbeschlisse aus, dennoch nahm der Nationalrat den Bundesbeschluss Ib Uber die
Planungsgrossen im Voranschlag fur das Jahr 2022, den Bundesbeschluss Il Uber die
Entnahmen aus dem Bahninfrastrukturfonds fur das Jahr 2022 wund den
Bundesbeschluss IV Uber die Entnahmen aus dem Nationalstrassen- und
Agglomerationsverkehrsfonds fiir das Jahr 2022 jeweils deutlich an. ”°

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Sozialhilfe

Grenzen der heutigen Organisation der Opferhilfe zeigten sich bei der nur sehr
schleppend anlaufenden Hilfe fiir die Opfer des Attentats von Luxor (Agypten), bei dem
im November des Vorjahres 58 Touristinnen und Touristen, 36 davon aus der Schweiz,
ums Leben gekommen waren. Die Welle des Mitgeflhls, die damals durch das ganze
Land gegangen war, hatte bei den Betroffenen (Uberlebende und Angehérige)
besonders hohe Erwartungen geweckt. Als dann - vor allem im Bereich der finanziellen
Leistungen nicht so schnell und unburokratisch reagiert wurde wie erhofft, regte sich
allgemeine Kritik vor allem an den Bundesbehoérden. Dabei gehdrt die Opferhilfe
eindeutig in die Kompetenz der Kantone, was auch zu verschiedenen Formen der
Handhabung fuhren kann. Die Situation, dass Opfern von Bundesraten Hilfe
versprochen wird, die dann mehrheitlich von den Kantonen zu leisten ist, liess den Ruf
nach einer nationalen Koordinationsstelle laut werden. ”
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SOPHIE GUIGNARD

Soziale Gruppen
Asylpolitik

En novembre, un arrété de la Cour européenne des droits de ’"homme (CEDH) s’est
opposé au renvoi d'une famille afghane vers I'ltalie dans le cadre de I'application des
accords Dublin. Estimant que le transfert de cette famille ne garantissait pas la
protection contre des traitements inhumains ou dégradants ni le respect de l'unité
familiale, la Cour européenne a tiré la sonnette d’alarme sur les conditions d’accueil
des requérants d’asile en Italie. Cet arrét a déclenché I'ire de 'UDC et relancé le débat
sur les juges étrangers ainsi que la question de la primauté des traités internationaux
sur le droit suisse.

Kinder- und Jugendpolitik

La protection des mineur-e-s et requérant-e-s mineur-e-s non accompagnés a
suscité débat et contestation a Genéve. En mars 2019, un tout jeune adulte, requérant
d'asile originaire d'Afghanistan, se suicide & Geneve. Quelques semaines plus tard, ses
amis, des RMNA (requérant-e-s d'asile mineur-e-s non accompagné-e-s), alertent la
presse. lls souhaitent relater leur conditions de vie au sein du foyer de I'Etoile, ou
habitait également Ali avant sa mort. lls dénoncent le manque d'accompagnement
socio-éducatif, la vétusté des locaux ainsi que les violences commises par le personnel
du centre.

En juillet 2019, un collectif nommé Lutte des MNA envoie une lettre a Anne Emery-
Torracinta (GE, ps), la conseillére d'Etat en charge du département de I'instruction
publique, de la formation et de la jeunesse, pour l'alerter sur le manque de mesures
prises pour les mineur-e-s non accompagnés. Ces jeunes disposent d'un statut
particulier: leur pays d'origine, le plus souvent I'Algérie, le Maroc ou la Tunisie les
empéche d'obtenir l'asile. Cependant, étant mineur-e-s, ils et elles ont droit a une
prise en charge par le Service de Protection des Mineurs (SPMi) du canton. lls sont
notamment hébergés dans des structures bas seuil et recoivent des repas. La lettre
envoyée par le collectif estime ces mesures insuffisantes et demande une prise en
charge socio-éducative, jusqu'a I'age de 25 ans, ainsi que I'arrét des arrestations par la
police, jugées racistes. Le Conseil d'Etat répond a la lettre quelques jours plus tard en
proposant une entrevue le 3 septembre. Cette réponse fait fi de |'urgence de la
situation, selon le collectif, qui organise une manifestation le 30 juillet devant I'Hbtel de
Ville.

Le sort des RMNA semble prendre une tournure plus favorable en octobre 2019. Suite a
une manifestation de 150 personnes devant le foyer de I'Etoile, une motion est
acceptée au Grand Conseil, qui pose les grandes lignes d'un encadrement socio-
éducatif plus poussé dans un nouveau foyer, censé remplacer celui de I'Etoile.

Pour les MNA par contre, pas d'amélioration. Une manifestation a eu lieu fin octobre
devant un hotel ou sont logés certains d'entre eux, pour dénoncer le manque
d'encadrement ainsi que les actes considérés comme racistes de son gérant. En janvier
2020, sur les 47 mineurs non accompagnés pris en charge par le Service de la
Protection des Mineurs, 21 n'ont pas d'hébergement. Au vu des températures hivernales
et refusant de laisser dormir les jeunes dans la rue, le collectif Lutte des MNA occupe le
théatre du Grutli.

Le 24 janvier, apres 11 jours d'occupation, le collectif quitte le Grutli. L'occupation est
suspendue suite aux promesses du Conseil administratif de la ville et aux déclarations
du Conseil d'Etat, qui a annoncé étre disposé a prendre en charge les quinze mineurs
présents. Le collectif fait toutefois savoir que cette solution n'est pas pérenne et qu'il
attend un engagement plus affirmé de la part du canton. ”*
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DATUM: 22.07.2011
MARC BUHLMANN

ANDERES
DATUM: 28.10.1980
PETER GILG

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

In Anbetracht der zunehmenden Christenverfolgung in Landern des arabischen Raums
schlug die CVP vor, Entwicklungshilfe zuklnftig von der Beachtung von
Menschenrechten und Religionsfreiheit abhéngig zu machen. Lénder, in denen
Christen verfolgt wiirden, wie beispielsweise Agypten, Pakistan oder Afghanistan sollten
keine Entwicklungsgelder mehr erhalten. 7

Linke und 6kologische Parteien

Die Partei der Arbeit (PdA) erlitt im unruhigen Herbst eine neue Abspaltung. Fiihrende
Vertreter der waadtlandischen Kantonalorganisation, darunter der Leiter des
Jugendverbandes, wandten sich von ihr ab, da sie eine klare Distanzierung von Moskau,
demokratische Parteistrukturen sowie eine Offnung gegeniiber den neuen alternativen
Bewegungen vermissten. Die PdA hatte den sowjetischen Einmarsch in Afghanistan
weniger eindeutig verurteilt als andere linksextreme Organisationen. ”®
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